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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/239: Halbwertzeit - eine administrative Wende ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland 

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf 

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

IPPNW - Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs / Ärzte in
sozialer Verantwortung

Lingen/Gronau/Münster, 5. Dezember 2019

BMU: Exportstopp für Brennelemente?

- AtomkraftgegnerInnen fordern rasche Umsetzung 

- auch Exporte von angereichertem Uran aus Gronau beenden

- Bereits am Freitag neuer Uranmülltransport Gronau-Russland?



Anti-Atomkraft-Initiativen aus dem Emsland, der Grafschaft Bentheim und
dem Münsterland sowie die Umweltverbände BBU und die atomkritische
Ärzteorganisation IPPNW werten die Ankündigung von
Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD), Brennelement-Exporte von
der Brennelementefabrik Lingen an grenznahe AKW im Ausland verbieten zu
wollen, als ersten wichtigen Schritt zu einem umfassenden Exportverbot
für Uran und Brennelemente. Ein Arbeitsentwurf des BMU sieht laut einer
dpa-Meldung vor, dass keine Brennelemente mehr an AKWs geliefert werden
sollen, die älter als 30 Jahre sind und näher als 150 km zur deutschen
Grenze liegen. Damit wären Exporte an die Pannenreaktoren in Tihange,
Doel, Cattenom und Fessenheim zukünftig ausgeschlossen, aber eben auch
an das AKW Borssele in den Niederlanden sowie die alternden Schweizer
AKW Beznau, Mühleberg, Gösgen und Leibstadt.

"Endlich kommt aus dem Bundesumweltministerium ein konkreter Entwurf zur
Änderung des Atomgesetzes. Das ist ein erster und längst überfälliger
Schritt. Nun dürfen die Groko in Berlin und die Landesregierungen in
Hannover und Düsseldorf den Entwurf nicht zerreden, sondern wir fordern
eine rasche Umsetzung. Dabei muss auch ein Exportverbot für
angereichertes Uran aus der Urananreicherungsanlage in Gronau an diese
grenznahen Reaktoren mit aufgenommen werden, damit es keine Lücken gibt.
Das Ziel bleibt die Stilllegung der Brennelementefabrik Lingen sowie der
Urananreicherungsanlage Gronau," erklärte Alexander Vent vom Bündnis
AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland.

Neuer Uranmülltransport von Gronau nach Russland schon am Freitag?

Nach Informationen von Anti-Atomkraft-Initiativen gibt es Anzeichen
dafür, dass der Betreiber der Urananreicherungsanlage Gronau, der
deutsch-niederländisch-britische Urenco-Konzern, den derzeit
vorbereiteten Abtransport von weiteren 600 t abgereichertem
Uranhexafluorid (UF6) von Gronau nach Russland vom nächsten Montag evtl.
auf den morgigen Freitag vorzieht. Das Transportschiff, die Mikhail
Dudin, befindet sich bereits in der direkten Anfahrt auf den Hafen von
Amsterdam und wird nach letzten Infos nicht erst am Montag, sondern
schon am morgigen Freitag dort eintreffen. Auch die Beladung der
Bahnwaggons scheint in Gronau weitgehend abgeschlossen.

Für Montag sind bereits zahlreiche Protestaktionen im Münsterland und
Ruhrgebiet angekündigt. Beim letzten Transport am 18. November wurde der
Uranzug im Münsterland durch Proteste für mehrere Stunden gestoppt.

"Es ist gut, dass das Bundesumweltministerium jetzt die skandalöse
Exportpraxis der Uranindustrie in Deutschland bei den Brennelementen
endlich ins Visier nimmt. Dazu gehören definitiv aber auch die
unverantwortlichen Atommüllexporte der Urenco von Gronau nach Russland.
Wenn dort jetzt vom staatlichen Atomkonzern Rosatom sogar der Bau von
Schnellen Brütern zur Bewältigung der Uranmüllberge anvisiert wird, dann
wird der Gronauer Uranabfall in Russland zu einem umfassenden
Sicherheitsrisiko. Das muss sofort und endgültig unterbunden werden,"
ergänzte Matthias Eickhoff vom Aktionsbündnis Münsterland gegen
Atomanlagen.




Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Dezember 2019 
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/671: Klimakampf und Kohlefront - rechtliche Nachspiele ... (We don't Shut up!)


"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

Prozess gegen Klimaaktivist*innen wegen Kraftwerksblockade endete heute
mit einem Aufsehen erregenden Urteil



Eschweiler - Heute [4.12.2019] endete der dritte Prozesstag gegen fünf
Klimaaktivist*innen am Amtsgericht Eschweiler mit einem Freispruch im
Hauptanklagepunkt "Störung öffentlicher Betriebe" sowie im Bezug auf den
Vorwurf des Hausfriedensbruchs. Verurteilt wurden die Angeklagten jedoch
wegen Widerstands zu 50 bzw. 60 Tagessätzen à 5 Euro. In der Verhandlung
ging es um die Blockade des Kohlekraftwerks Weisweiler im November 2017.

Cornelia, eine der Angeklagten, sagt: "Dass wir wegen Störung
öffentlicher Betriebe freigesprochen wurden, ist erfreulich. Aber obwohl
das Gericht viele Beweistatsachen zur Klimakrise als offenkundig
ansieht, hat es daraus nicht die nötigen Konsequenzen gezogen und die
Blockade als gerechtfertigt anerkannt."

Die Angeklagten und ihre Verteidigung kündigten an, in Berufung zu
gehen, da unter anderem Fragen bezüglich der Versammlungsfreiheit aus
ihrer Sicht nicht zufriedenstellend geklärt wurden.

Der heutige Prozesstag begann mit einer Stellungnahme der Angeklagten zu
den zuletzt gehörten Vorträgen der Sachverständigen Rosa Gierens und
Christian Döring, die beim letzten Verhandlungstag dargelegt hatten,
inwiefern das Kraftwerk Weisweiler durch Luftverschmutzung Menschen
krank macht und tötet.

Die Beweisaufnahme wurde nach einer kurzen Anhörung einer Polizeizeugin,
die zur Aufklärung des Sachverhalts nichts beitragen konnte,
geschlossen.

In ihrem inhaltlich widersprüchlichen Plädoyer beantragte die
Staatsanwältin dann überraschend Freiheitsstrafen.

Es folgten Plädoyers aller Verteidiger*innen, die aufgrund der dünnen
Beweislage sowie rechtlicher Bedenken Freispruch in allen Anklagepunkten
forderten. Sie kritisierten dabei auch ein allgemein erhöhtes
Verfolgungsinteresse der Behörden gegenüber Klimaaktivist*innen.

Die Angeklagten bezogen sich in ihrem letzten Wort einmal mehr auf die
Klimakatastrophe und den Beitrag des Kraftwerks Weisweiler zur
Zerstörung von Lebensgrundlagen weltweit. Dabei verlasen sie ein
Statement des vom Klimawandel betroffenen Zeugen Seuri Sanare Lukumay
sowie einen Text des Klimawissenschaftlers Tobias Bayr zum Thema
Kippelemente im Klimasystem. Beide waren im Verfahren nicht angehört
worden.

Die Angeklagten beendeten ihr Statement mit der Ankündigung: "Das letzte
Wort der Bewegung für Klimagerechtigkeit ist noch lange nicht
gesprochen."

Das Gericht lehnte einen Freispruch aufgrund eines rechtfertigenden
Notstands unter anderem damit ab, dass die Blockade nicht lange genug
angedauert habe, um der Klimakrise Einhalt zu gebieten.

Vor dem Hintergrund der anhängigen Schadensersatzforderung von 2
Millionen gegen die Aktivist*innen ist das heutige Urteil insofern
interessant, dass sie in allen Anklagepunkten, in denen RWE sich als
geschädigt sieht, freigesprochen wurden. Das Zivilverfahren vor dem
Landgericht Aachen ruht, bis der Strafprozess abgeschlossen ist.

In diesem Prozess wurde nebenbei zum ersten Mal über die Aktion "Ende
Gelände" im November 2017 entschieden. Der Freispruch für die
Angeklagten wegen der Besetzung des Tagebaus Hambach ist auch ein
Freispruch für 3000 andere Aktivist*innen.

Die Aktivist*innen der hauptsächlich verhandelten Aktion "WeShutDown"
hatten am 15. November 2017 frühmorgens Förderbänder und Bagger im
Braunkohlekraftwerk Weisweiler bei Aachen blockiert, und damit die fast
vollständige Abschaltung des Großkraftwerks erreicht. Zeitgleich tagte
die 23. Klimakonferenz der UN in Bonn. Die Aktion verhinderte neben
Schadstoffemissionen auch den Ausstoß von rund 26 000 Tonnen C02 durch
das Kraftwerk.

Webseite: wedontshutup.org

Twitter: @we_shut

 * 

Quelle:

"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

E-Mail: wedontshutup@riseup.net

Internet: www.wedontshutup.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Dezember 2019 
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/996: Leonard Peltier - Wandeln auf geraubtem Land (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 986

Wandeln auf geraubtem Land

Aus Solidarität mit dem politischen Gefangenen Leonard Peltier las Mumia
Abu-Jamal anstelle seiner eigenen aktuellen Kolumne auf Prison Radio dessen
»Thanksgiving Message« vom 23. November 2019



Die Botschaft von Leonard Peltier:

Wandeln auf geraubtem Land

Das Jahr 2019 neigt sich dem Ende zu und mit ihm kommt der Tag, den die
meisten US-Amerikaner als Tag des Erntedankfests begehen. Während meine
Gedanken über die Stahlgitter und Betonwände schweifen, versuche ich mir
vorzustellen, was die Menschen außerhalb der Gefängnismauern tun, und was
sie denken. Denken sie jemals an die indigenen Ureinwohner, die aus ihren
Heimatgebieten vertrieben wurden? Begreifen sie, dass sie mit jedem
Schritt, den sie gehen, ungeachtet der Richtung, auf geraubtem Land
wandeln? Können sie sich nur eine Minute lang die Leiden der Frauen, der
Kinder und Babys und, ja, der Kranken und Alten vorstellen, als sie bei
eisigen Temperaturen mit wenig oder gar keinem Essen weiter nach Westen
verdrängt wurden? Das war mein Volk, und es war unser Land. Es gab eine
Zeit, in der wir uns unserer Freiheit erfreuten und Büffel jagen und
Lebensmittel und Kräuter, unsere heiligen Arzneien, sammeln konnten. Wir
konnten angeln gehen und genossen das saubere, klare Wasser! Mein Volk war
großzügig, wir teilten alles, was wir hatten, einschließlich des Wissens,
wie man die langen harten Winter oder die heißen feuchten Sommer überlebt.
Wir nahmen dankbar die Gaben unseres Schöpfers entgegen und zeigten täglich
unseren Dank. Unsere Zeremonien und besonderen Tänze waren ein Fest des
Lebens.

Als die Fremden an unsere Küsten gelangten, änderte sich das Leben, wie wir
es kannten, auf dramatische Weise. Persönliches Eigentum war meinem Volk
fremd. Zäune? Damals völlig unbekannt. Wir waren ein Gemeinschaftsvolk und
sorgten füreinander. Unsere Großeltern lebten nicht isoliert von uns! Sie
waren die Bewahrer unserer Lebensweisheiten und Geschichtenerzähler und
wichtige Bindeglieder unserer Familien. Die Kinder? Sie waren und sind
unsere Zukunft! Schaut euch die wunderbaren jungen Menschen an, die sich in
Gefahr begeben und dafür kämpfen, dass unser Wasser und unsere Umwelt für
die kommenden Generationen sauber und sicher bleiben. Sie sind bereit, den
riesigen multinationalen Konzernen entgegenzutreten, indem sie die breite
Öffentlichkeit über die verursachten Verwüstungen aufklären. Mein Lächeln
ist voller Hoffnung, wenn ich an sie denke. Sie sind furchtlos und bereit,
allen, die willens sind zuzuhören, die Wahrheit zu sagen. Wir denken auch
an unsere Brüder und Schwestern in Bolivien, die sich für Evo Morales,
ihren ersten indigenen Präsidenten, einsetzen. Sein Engagement für die
Menschen, das Land, ihre Ressourcen und den Schutz vor Korruption ist
lobenswert. Wir würdigen diesen Kampf und können uns sehr gut damit
identifizieren.

Deshalb danke ich heute allen Menschen, die bereit sind, offen zu sein, die
bereit sind, die Verantwortung für die Planung der kommenden sieben
Generationen zu übernehmen, und die sich an die Opfer erinnern, die unsere
Vorfahren gebracht haben, damit wir weiterhin unsere eigene Sprache
sprechen können, auf unsere ureigene Art Dankbarkeit zeigen und uns immer
respektvoll zur indigenen Linie bekennen, deren Träger wir sind.
Diejenigen unter euch, die dankbar dafür sind, dass sie genug zu essen
haben, um ihre Familien zu ernähren, bitte ich, auch denen zu geben, die
dieses Glück nicht haben. Wem es vergönnt ist, Wärme in einem behaglichen
Zuhause zu finden, der lasse bitte auch diejenigen daran teilhaben, die
obdachlos sind und frieren. Wer einen Menschen sieht, der leidet und ein
paar freundliche Worte braucht, der gehe zu ihm und reiche ihm die Hand.
Vor allem aber bitte ich alle, die vielerorts auf Ungerechtigkeiten stoßen,
diesen mutig entgegenzutreten.

Ich danke allen, die so freundlich sind, mich und meine Familie in ihre
Gedanken und Gebete einzubeziehen und die mich weiterhin unterstützen und
an mich glauben. Es vergeht kein Tag und keine Minute ohne die Hoffnung,
dass dies der Tag ist, an dem mir endlich die Freiheit gewährt wird. Ich
sehne mich nach dem Tag, an dem ich wieder saubere, frische Luft atmen und
eine sanfte Brise in meinem Haar spüren kann, an dem ich beobachten kann,
wie die Wolken dahinziehen und die Sonne verdecken und wie das Mondlicht
auf den Weg zur heiligen Inipi (Schwitzhütte) fällt. Das wäre wahrlich ein
Tag, den ich als »Thanksgiving Day« bezeichnen könnte. Wer auch immer Euch
meine Worte überbringt, habt Dank für Eure Aufmerksamkeit. Im Geiste bin
ich bei Euch.

Doksha - In the Spirit of Crazy Horse, Leonard Peltier

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 280 vom 2. Dezember 2019


»Thanksgiving« wird in den USA jährlich am letzten Donnerstag im
November als Feiertag begangen. Leonard Peltier entstammt den Nationen der
Anishinabe, Dakota und Lakota und wuchs auf den Reservationen der Turtle
Mountain Chippewa und Fort Totten Sioux in North Dakota auf. Als Aktivist
des American Indian Movement sitzt Peltier seit 1977 in Haft, weil er für
eine Schießerei, bei der zwei FBI-Agenten und ein junger indigener Aktivist
starben, verantwortlich gemacht wurde, obwohl er nachweislich nicht vor Ort
war. (Jürgen Heiser)

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / REPORT





BERICHT/113: 24. Linke Literaturmesse - Bildung und Herrschaft ... (SB)


Europa firmiert als Wiege einer Rationalitätskultur, die heute
in vielfacher Gestalt die Welt beherrscht. Insofern ist Rationalität
auch als spezielle Machtpraxis zu verstehen. These ist, dass eine
wesenhaft bürgerliche Vernunft Voraussetzung für das permanente
Fortschreiten von okzidentaler Expansion war und noch immer
ist.

Mangroven Verlag zu Michael Wengrafs "Institutionalisierung der Vernunft" [1]



Der Übergang von der Sklavenhaltergesellschaft zum Feudalismus vollzog
sich über so große Zeiträume und disparate Entwicklungsverläufe, daß
er aus Perspektive des historischen Materialismus zwar prinzipiell,
aber kaum im Sinne eines präzisen und konsistenten zeitlichen Rahmens
und lokalisierbaren Ortes dargelegt werden kann. Für Marxisten, die
sich mit dem Übergang der Formationen beschäftigen, sollte indessen
der Formationswechsel vom Feudalismus zum Kapitalismus nicht zuletzt
deswegen von Interesse sein, weil er historisch der einzige ist, der
konkret nachvollzogen werden kann. Gilt es die Entstehungsgeschichte
des europäischen Sonderwegs auszuleuchten, der die kapitalistischen
Produktionsverhältnisse samt der kolonialistischen Expansion
hervorgebracht und beflügelt hat, fördert die Auseinandersetzung mit
der Renaissance des 12. und 13. Jahrhunderts in Westeuropa und Italien
wesentliche Umbrüche und Entwicklungsschübe zu Tage.

Wir können von einem Europa ausgehen, das nach der Antike vom
Frühmittelalter, also dem 6. bis 8. Jahrhundert, bis zum 11.
Jahrhundert einer Mönchskultur verpflichtet war. Bildung spielte sich
in wesentlichen Bereichen Europas im Kloster ab, wobei die Maxime der
Kontemplativität, also einer Verinnerlichung, vor allem mit einem
unkritischen Replizieren sogenannter Autoritäten verbunden war.
Demgegenüber setzte die Scholastik mit einer Fragekultur ein, zumal
die Wiederentdeckung des Aristoteles zur wieder zugänglich gemachten
Beschäftigung mit Empirie führte. Die Außenwelt wurde wieder
wahrgenommen, was wissenschaftstheoretisch als Fortschritt zu werten
ist.

Die damalige religiöse Welt des Christentums stellte keineswegs eine
Einheit dar, da es der Papstkirche nicht gelang, des von ihr als
Häresie verdammten Sektenwesens Herr zu werden. Es gab immer wieder
innerkirchliche Ansätze eines nicht-orthodoxen Denkens, und da Kirche
nicht nur eine geistliche, sondern auch eine ökonomische Macht war,
erbitterte Kämpfe um die Pfründe. Die Verschränkung ideologischer
Positionen mit materiellen Interessen gewinnt im sogenannten
Mendikantenstreit besonders deutlich Kontur. Mitte des 13.
Jahrhunderts faßten die Bettelorden der Franziskaner und Dominikaner
an der Pariser Universität Fuß, wo sie zwei von drei Lehrstühlen
besetzten. Sie übernahmen zugleich das lukrative Geschäft der
Seelsorge wie insbesondere die Betreuung der Sterbenden und damit die
Erbschaft, so daß der Klerus erhebliche Einbußen hinnehmen mußte. Bei
dieser Auseinandersetzung ging es also buchstäblich ums Ganze. Spricht
ein marxistischer Ansatz heute von einem ideellen Gesamtkapitalisten,
so ließe sich die damalige Katholische Kirche als ideeller
Gesamtfeudalist charakterisieren, der immer wieder bestrebt war, die
Geschichte im Sinn der herrschenden Klasse auszurichten.
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"Institutionalisierung der Vernunft"

Im Rahmen der 24. Linken Literaturmesse in Nürnberg stellte Michael
Wengraf sein Buch "Institutionalisierung der Vernunft. Zur Genese der
europäischen Universitäten" [2] vor, das im Mangroven Verlag
erscheint. Der Historiker, Wissenschaftstheoretiker, Journalist und
Lektor an der Universität Wien hat sich insbesondere mit der
Mediävistik, also mittelalterlichen Ideengeschichte, speziell mit dem
Averroismus und dessen Einfluß auf Europa und das europäische Denken
beschäftigt. Im vorliegenden Band geht es um Geschichte, um
Ideengeschichte, aber auch um wesentliche Aspekte des historischen
Materialismus. Es geht um Formationsgeschichtliches, um den Wechsel
von feudalen Verhältnissen hin zu vorkapitalistischen und bürgerlichen
Verhältnissen und wie sich das auf der Ebene der Ideengeschichte und
des Denkens widergespiegelt hat. Der Autor nimmt eingangs Bezug auf
Samir Amin, der in seinem Buch "Eurozentrismus" die Eröffnung der
Moderne mit der Aufklärung des 17./18. Jahrhunderts ansetzt. Er sieht
darin den eigentlichen Bruch mit den überkommenen Verhältnissen, mit
der Herrschaft Gottes und seiner Verantwortlichkeit für Gesetz, Welt
und Schöpfung. Als Mittel dieser Emanzipation gilt die Vernunft, die
Rationalität, die durch die Aufklärung als eine wesenhaft bürgerliche
befestigt wird. Amin sieht die Aussöhnung von Glauben und Vernunft als
ein Relikt der Vergangenheit, des Konservatismus, des
theologisch-mediävistischen Zeitalters an.

Wengraf würdigt dies als bedeutsam für weiterführende
historisch-materialistische Ansätze, beharrt aber auf einer aus seiner
Sicht unverzichtbaren Ergänzung. Seinen Analysen zufolge hat diese
europäische Moderne schon wesentlich früher begonnen, da ihr
richtungsweisendes Vorspiel in der Renaissance des 12. und 13.
Jahrhunderts anzusiedeln sei. Schon damals setzt die Säkularisierung
mit dem Import vor allem der arabisch-averroistischen Aristotelik ein
und wird durch einen völlig neuen Schultyp, der zu dieser Zeit
entsteht, nämlich die europäische Universität, damals freilich noch in
statu nascendi, entscheidend befördert. Hinter dieser Entwicklung
stehen gesellschaftliche Ereignisse wie das Aufkommen der städtischen
Kommune und eines Bürgertums neuen Typs, das sich neben der
gewerblichen Produktion vor allem auf den Handel und beginnenden
Fernhandel stützt. Das Zusammenspiel dieser Kräfte ist eine
unabdingbare Voraussetzung für die Befestigung des Paradigmas der
Rationalität, das unser Denken heute weitgehend beherrscht, für die
Moderne und auch, was häufig unterschätzt wird, für die darauf
folgende europäische Expansion.

Die diesem Prozeß eingeschriebene Vernunft mußte für einige
Jahrhunderte in Form des Thomismus einen Kompromiß mit dem Glauben
eingehen. Der Autor sieht darin nicht etwas Rückwärtsgewandtes,
sondern macht auch einen nach vorne weisenden Aspekt aus, da diese
Synthese seines Erachtens kein Relikt der Vergangenheit darstellt,
sondern einen Weg in die Zukunft weist. Die "Institutionalisierung der
Vernunft" beschäftigt sich daher ebenso mit der Emanzipation einer
wesenhaft bürgerlichen Rationalität wie mit der Synthese, die diese
Rationalität mit dem herrschenden christlichen Dogma eingegangen ist,
ja eingehen mußte, um überleben zu können und ihre Position zu
festigen. Diese Synthese ist demnach wesentliche Voraussetzung des
europäischen Sonderwegs, wobei schon Marx auf die Bedeutung der
christlichen Ideologie für die Entwicklung des Kapitalismus
hingewiesen hat.

Aus der Synthese von Glauben und Vernunft entsteht eine Haltung, die
in einer Gesellschaft, in der diese beiden Pole mehr oder weniger
austariert sind, akzeptable Verhältnisse entstehen läßt, die man
gemeinsam nutzen und vorwärtstreiben kann. Das war die Voraussetzung,
daß eine in wesentlichen Teilen politisch noch feudal dominierte Welt
mit einer sich herausbildenden bürgerlichen Gesellschaft gemeinsam ein
Projekt, das man mit europäischer Expansion beschreiben könnte,
forcieren konnte. Die bürgerliche Zweckrationalität ist verbunden mit
einer Quantifizierung, Meßbarkeit und Kategorisierbarkeit von Welt und
die Herausbildung eines solchen Denkens Voraussetzung für einen
erfolgreichen kapitalistischen Weg.
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Rationalität als eine spezielle Form der Machtpraxis

Die spezielle Perspektive der Entstehungs- und frühen
Entwicklungsgeschichte der ersten europäischen Universitäten ergibt
sich dabei aus einer Zusammenschau der Genese dieser Universitäten
einerseits und der Befestigung des Rationalitätsparadigmas
andererseits, die mit dieser Entwicklung einhergeht. Europa ist die
Wiege einer Rationalitätskultur, die heute in vielfacher Gestalt die
Welt beherrscht. Insofern ist Rationalität nicht nur als
wissenschaftliches Phänomen aufzufassen, sondern auch eine spezielle
Form der Machtpraxis geworden. Diese europäisch bürgerliche Vernunft
ist jenes Vehikel, mit dem ein permanentes Fortschreiten von
okzidentaler Expansion und Kolonialismus befördert wird, wenn man etwa
den Zusammenhang von Kolonialismus und christlicher Mission
betrachtet. Es handelt sich insgesamt gesehen um eine Bewegung, in der
sich die Rationalität in zunehmendem Maße zu einer allgemeingültigen
Prämisse auswächst und ausbreitet, die heute vor allem in ökonomischen
Belangen weithin dominiert. Die europäische Universität war jener
Rahmen, in dem die Vernunft gemäß den jeweiligen gesellschaftlichen
Erfordernissen, die in ständiger Veränderung begriffen waren, passend
modelliert worden ist. Die Durchsetzung des Rationalitätsparadigmas
erfolgte also nicht zufällig gleichzeitig mit der Genese von
Universität, die beiden hängen relativ eng miteinander zusammen.

Hier geht es in erster Linie um wissenschaftliche Rationalität, die
aber nur als ein Bestandteil einer umfassenden Rationalität gesehen
werden darf. Man findet zweckrationales Denken auch in vielen anderen
Bereichen wie der Naturwissenschaft, Technik, materiellen Produktion,
dem Rechtssystem, der Lebensführung und nicht zuletzt der Religion.
Daraus ergibt sich in Europa schließlich ein rationaler Prozeß, der an
seinem vorläufigen Ende zu einer Totalität bürgerlich-kapitalistischer
Verhältnisse führt. Alle Teilelemente dieser Rationalität basieren auf
einer universalen Vernunftfähigkeit des Menschen. Wengraf untersucht
die explizit bürgerliche Rationalität, deren Entwicklung eng mit den
hohen Schulen in Europa zusammenhängt. Den Ausgangspunkt dieser
Betrachtungen fixiert die Überzeugung, daß es unmöglich ist, eine
Institution wie die Universität oder ein irgend geartetes
gesellschaftliches Phänomen zu begreifen, ohne auch den historischen
Prozeß zu verstehen, der diese Erscheinungen hervorgebracht hat. Um
die Phänomene zu verstehen, muß man die wesentlichsten Triebkräfte
erfassen, die dahinterstehen, unterstreicht der Referent.

Die Entstehung der Universität wie auch des Bürgertums und die
Wieder- oder Neuentdeckung der begrifflichen Rationalität verlaufen
zeitlich gesehen synchron. Es ist ein Prozeß, der Mitte bis Ende des
11. Jahrhunderts einsetzt und dann im späten 12. und frühen 13.
Jahrhundert seinen Höhepunkt erreicht. Wie der Historiker Joachim
Ehlers einmal in bezug auf die Renaissance der Wissenschaft im 12. und
13. Jahrhundert sagte, besäßen wir zwar eine Reihe von Arbeiten zur
Individualität einzelner Schulen, aber keine befriedigend angelegte
Synthese, die von übergeordneten Gesichtspunkten ausgeht. Diese Lücke
zu füllen ist Wengrafs Forschungsansatz, der diese Epoche in eine
gesamtgesellschaftliche Bewegung einordnet, die damals in Europa eine
ganz bestimmte Richtung genommen hat. Prägend ist dabei die
Stadtentwicklung, die frühbürgerliche Wirtschaftsform in den Kommunen
und damit verbunden eine Rationalisierung des gesamten
Lebensprozesses. Wie aber die Zweckrationalität ein allgemeines
Prinzip der bürgerlichen Gesellschaft darstellt, so bezeichnet die
Auseinandersetzung, die zu dieser Zeit um die Rationalität geführt
wurde, gesamtgesellschaftlich gesehen auch das permanente
Voranschreiten des Bürgertums.

Es gilt also den Zusammenhang einer sich verändernden
gesellschaftlichen Lebenswirklichkeit mit jenem Vorgang zu
untersuchen, der als geistiger Aufschwung, als Rationalisierung
aufgefaßt wird. Mithin lautet die Forschungsfrage: Warum entstand die
Universität und die Verwissenschaftlichung des Denkens gerade zu der
Zeit an bestimmten Orten? Für einen Marxisten impliziert die
Herausbildung von Rationalität natürlich ein tätiges Moment und die
Präsenz eines handelnden Subjekts. Dies erfordert, Universität nicht
nur dinglich in ihren materiellen Komponenten, sondern vor allem als
einen Raum menschlichen Agierens aufzufassen, in dem Wissen, Sinn und
Bedeutung gewissermaßen paradigmatische, unter raum-zeitlichen
Bedingungen jeweils veränderliche Gestalt annehmen. Der Autor weist
seine Arbeit daher vor allem als Ansatz aus, auf marxistischer,
historisch-materialistischer Basis einen Beitrag in Richtung der von
Ehlers angemahnten Synthese zu leisten. Die bisherige
Universitätsgeschichte, so sie von der historischen Zunft betrieben
wurde, war im wesentlichen eine Geschichte materieller Institutionen.
Weniger Beachtung fand hingegen die Frage, welche geistigen und
gesellschaftlichen Bewegungen welche Phänomene, welche Inhalte zu eben
dieser Organisationsform Universität gedrängt haben.


Frühbürgerlich-präkapitalistischer Aufbruch

Ansatzpunkt ist dabei die These, daß es vor allem in der Praxis
ablaufende Prozesse waren, die an bestimmten Orten im Nordwesten
Europas und in Italien, die ökonomisch am weitesten entwickelt waren,
zur Herausbildung eines neuen Schultyps geführt haben. Die Lebenswelt
und Umstände, mit denen die Menschen konfrontiert waren, prägten die
Entwicklung von Universität und nicht umgekehrt. Allerdings darf das
nicht als eine Einbahnstraße gesehen werden, da es sich um ein
komplexes Beziehungsgeflecht zwischen materieller Basis und
geistig-ideellem Überbau handelt, so der Referent. Zusätzlich wirkte
ein spezifischer Drang zu einer alternativen Organisation bisherigen
und neu gewonnenen Wissens. Es ging um die geeignete Strukturierung
und die Einordnung frischer Erkenntnisse in einen nunmehr rationalen
Rahmen. Anders gesagt waren es vor allem praktische Bedürfnisse, die
nach einer genormten und standardisierten Ausbildung riefen, nach
einem Studium generale, wie es damals hieß. Das war beispielsweise der
wachsende Bedarf an gebildeten Verwaltungsbeamten, aber auch an im
Vertragsrecht geschulten Juristen im Zuge eines wiedererstarkenden
Fernhandelslebens oder auch an einer verwissenschaftlichten Theologie
als einem sehr wirksamen Instrument der katholischen Orthodoxie gegen
die damals wild wuchernden Heräsien, die zum Teil durchaus auch als
sozialer Protest verstanden werden dürfen.

Hinter der Herausbildung von Universität in Europa stand also ein
Konglomerat von Ursachen, die eingebettet in eine allgemeine
gesellschaftliche Bewegung waren. Diese führte etwa ab der
Jahrtausendwende vom flachen Land in Richtung der Städte, von einem
Monopol des Grundeigentums zum Kaufmannskapital und zu handwerklicher
Produktion, von personalen zu dinglichen Beziehungen im
Wirtschaftsleben, ja sogar im Grundeigentum selbst bringt dieser
Wandel gewisse differenzierende Wirkungen hervor. Es entwickelt sich
ein Pachtsystem und partiell sogar Lohnarbeit, die vor allem in
England eine Schicht von wohlhabenden Bauern erzeugt, die weiter
gesellschaftlich eine Rolle spielen werden. In dem einsetzenden Prozeß
werden die damals alles beherrschenden feudalen Verhältnisse
allmählich durch frühbürgerliche und präkapitalistische ergänzt. Denn
Handel- und Handelskapital trat erheblich früher als die
kapitalistischen Produktionsverhältnisse auf den Plan, und das sich im
Hochmittelalter in diesem Prozeß herausbildende Handelskapital kann
seinerseits als die historisch älteste freie Existenzweise von Kapital
betrachtet werden.

Indessen stellt das untersuchte Zeitalter erst ein Vorfeld radikaler
Umgestaltungen dar. Teilweise wird unter den herkömmlichen
Produktionsverhältnissen auf eine neue Art und Weise gewirtschaftet.
Dabei ändert das Erblühen der Städte und des Handels noch nichts an
der Dominanz insgesamt feudaler Verhältnisse. Das Kaufmannskapital
richtet sich zunächst in der alten grundherrlichen Welt ein und
beginnt dort, ein gewisses Eigenleben zu führen. Als Triebkraft und
handelndes Subjekt fungiert ein frühes, an rationalen Abläufen
interessiertes Bürgertum, das sich ab dem 11. Jahrhundert in den
wiederbelebten Städten herausbildet. Hintergrund dieses Szenarios
bildet eine Ära des Wandels in Europa, der sowohl die
materiell-ökonomische Ebene als auch jene der geistigen Reflexion
erfaßt hat. An der Wende von der ersten zur zweiten Feudalzeit
entsteht ein gesellschaftliches Bedürfnis nach Rationalität.
Voraussetzung dafür war jedoch, daß jene Akteure, die später an der
Universität als Scholaren und nachmalige Magister agieren, zunächst
durch Intensivierung der agrarischen Ökonomie aus diesem produktiven
Bereich freigesetzt wurden, weil die agrarische Produktion eine
wachsende städtische Bevölkerung ernähren konnte.


Wandel des Geistes- und Wissenschaftslebens

Bevor die Genese der Universität im lateinischen Mittelalter
diskutiert werden kann, ist es unerläßlich zu klären, in welcher
Verfassung sich das damalige Geistes- und Wissenschaftsleben vor
diesem Wandel befand. Alles theoretische und wissenschaftliche Denken
geschah im Rahmen des Christentums und seiner Ideologie. Darin lassen
sich vor allem zwei relevante Grundmuster unterscheiden. Einerseits
wurde die Überzeugung vertreten, daß das Christentum mit der
natürlichen philosophischen Vernunft, wie man sie damals gefaßt hat,
kompatibel ist. In Opposition dazu gab es eine andere, dominante
Haltung, den Glauben, die Offenbarung als eine gewollte Provokation
der Vernunft zu sehen, also die Inkompatibilität der beiden zum Dogma
zu erklären. Die zweite Einstellung fußt vor allem auf Augustinus, der
mit seinen Worten, glaube, damit du erkennst, dem Glauben den Vorzug
vor der Vernunft gibt. Ich glaube, und weil ich glaube, wird mir die
korrelative Einsicht zuteil, deren Inhalte durch den Glauben natürlich
schon präformiert sind. Petrus Abaelardus hat dann einige Zeit später
als einer der Begründer moderner Wissenschaftlichkeit diese Haltung in
ihr Gegenteil verkehrt. Seines Erachtens ist es lächerlich, wenn einer
etwas predigen wolle, was weder er selbst noch seine Zuhörer mit dem
Verstand fassen können. Es ist ein Anliegen der rationalen Theologie,
daß man bei Menschen, denen die christliche Offenbarung unbekannt ist
und die man im Zuge der Mission bekehren will, auf einen Punkt kommen
muß, den alle miteinander teilen, nämlich die allgemeine und
universelle Vernunftfähigkeit des Menschen, da erst auf dieser Ebene
eine Bekehrung möglich sei.

Die alte Augustinische Haltung hat natürlich einen identifizierbaren
Hintergrund. Zu einer Zeit, in der die Zersplitterung der Welt,
Anarchie, ein auf Zufall aufgebautes Leben und düstere Mächte
vorherrschen, sind Schicksalsergebenheit, mystische Spiritualität und
Ungewißheit, die als ewiges Gesetz ausgewiesen wird, unabdingbare
Voraussetzungen einer herrschaftsadäquaten Ideologie. Darin
widerspiegelt sich das Interesse einer herrschenden Schicht der
damaligen Epoche. Wenn sich aber Ordnung langsam zu verfestigen
beginnt, wenn ein Weg in Richtung Absolutismus beschritten wird, das
Bürgertum städtischen Handel und Produktion zu betreiben beginnt,
reicht die alte Ratio nicht mehr aus. Dann ist eine konkrete
Vorstellung dessen erforderlich, was hier und heute gerade ist und
morgen sein wird. Unter solchen gesellschaftlichen Umständen bedarf es
eines gewissen Ausmaßes an Planung und Berechenbarkeit der
diesseitigen Welt.

Es ist der Prozeß der weltlichen Emanzipation des Bewußtseins, der die
Bildungsgeschichte der bürgerlichen Gesellschaft begleitet hat, wie
Thomas Metscher es einmal formuliert hat. So diskontinuierlich und
uneinheitlich dieser Prozeß auch verläuft, seine grundlegende Tendenz
ist die Verweltlichung, die Verdiesseitigung des Denkens, die Bewegung
von der Theologie hin zur Philosophie, und die Kämpfe um diese neue
Ausrichtung spielen sich überwiegend an den gerade entstehenden
Universitäten ab. Nach den Worten Karl Mannheims ist das
bürgerlich-kapitalistische Bewußtsein dadurch charakterisiert, daß es
prinzipiell keine Grenzen der Rationalisierung kennt. Es führte zu
einer Intellektualisierung, die Max Weber einmal als die Entzauberung
der Welt beschrieben hat. Diesen Entwicklungsgang aus marxistischer
Perspektive mitzuverfolgen war Michael Wengrafs Forschungsansatz bei
der "Institutionalisierung der Vernunft".


Fußnoten:


[1] www.mangroven-verlag.de/institutionalisierung-der-vernunft/

[2] Michael Wengraf: Institutionalisierung der Vernunft. Zur Genese
der europäischen Universitäten, Mangroven Verlag Kassel, ca. 410
Seiten, 27,00 EUR, Erscheinungsdatum in Vorbereitung
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INFOPOOL / DIENSTE / KALENDER


ADVENT/129: Adventskalender - für den 9. Dezember 2019 (SB)

Adventskalender für Montag, den 9. Dezember
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In ihren Verstecken

war'n sie zu Haus,

Mauern und Hecken

grenzten sie aus.

zum 9. Dezember 2019
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8826: Und morgen, den 09. Dezember 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.12.2019 bis zum 10.12.2019 +++
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Draußen, da lauert

das Sturmesbrausen,

Frosch Jean-Luc kauert

am Teich Schilfhausen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9247: Aus aller Welt - 08.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Nordkorea: Denuklearisierung kein Verhandlungsthema mehr

Nordkorea will bei den Verhandlungen mit den USA nicht mehr über eine
Denuklearisierung der koreanischen Halbinsel sprechen. Das Thema sei
bereits vom Tisch, erklärte Nordkoreas UN-Botschafter Kim Song einem
Bericht der südkoreanischen Nachrichtenagentur Yonhap zufolge. Zuvor
hatten mehrere europäische Staaten einen nordkoreanischen Raketentest
scharf verurteilt. Nach Informationen der Nachrichtenagentur KCNA
soll der am Samstag auf der Abschußbasis Sohae erfolgte Test wichtige
Auswirkungen auf eine Veränderung der strategischen Position des
Landes haben. Nach dem Scheitern des zweiten Gipfels zwischen dem
Staatsratsvorsitzenden Kim Jong Un und Präsident Donald Trump liegen
die Entnuklearisierungsgespräche auf Eis. Pjöngjang hat Washington
eine Frist bis zum Jahresende gesetzt, um akzeptable Vorschläge zu
unterbreiten, andernfalls würden die Tests von Kernwaffen und
interkontinentalen ballistischen Raketen wieder aufgenommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9247: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tödlicher Messerangriff in Stuttgart

In Stuttgart wurde eine Frau am Sonntagmittag ohne erkennbaren Grund
auf offener Straße niedergestochen. Die 77jährige erlag wenig später
in einem Krankenhaus ihren Verletzungen. Der mutmaßliche Täter, ein
37jähriger Deutscher, stellte sich kurz nach dem Angriff der Polizei.
Er wurde in Gewahrsam genommen. Die Hintergründe der Tat seien
unklar, teilten Staatsanwaltschaft und Polizei mit.

8. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9244: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Beziehungen zwischen NATO und Rußland im freien Fall

Nach Angaben von Rußlands Verteidigungsminister Sergej Schoigu
verschlechtern sich die Beziehungen seines Landes zur NATO
kontinuierlich. Noch vor fünf Jahren habe es eine enge
Sicherheitszusammenarbeit mit Brüssel gegeben, sagte der Minister in
einem Interview mit dem Fernsehsender Rossija 1. Bedauerlicherweise
werde die Kooperation von Jahr zu Jahr schlechter. Von unserer Seite
aus stehen alle Türen offen, betonte Schoigu. Wenige Tage zuvor hatte
bereits Präsident Wladimir Putin Rußlands Bereitschaft für eine
Zusammenarbeit mit der NATO zum Ausdruck gebracht. Das alte Denken
aus früheren Jahren, als es noch zwei Militärblöcke gegeben habe,
könne kein gutes Instrument zur Suche und zum Einsatz effektiver
Lösungen unter den gegenwärtigen sich schnell ändernden Bedingungen
sein, sagte Putin zum 70jährigen Jubiläum des nordatlantischen
Bündnisses der Agentur Interfax zufolge.

8. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9246: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Parteitag beschließt Wiedereinführung der Vermögenssteuer

Auf dem dreitägigen SPD-Parteitag in Berlin haben die
Sozialdemokraten für eine Vermögenssteuer und eine Abkehr von der im
Grundgesetz verankerten Schuldenbremse gestimmt. Es gehe nicht darum
neue Schulden zu machen, sondern um finanzielle Mittel für wichtige
Zukunftsaufgaben, sagte der neue Parteichef Norbert Walter-Borjans
laut Angaben der Nachrichtenagentur AFP vor dem Votum. Der frühere
Finanzminister von Nordrhein-Westfalen stellt sich damit gegen seinen
Parteikollegen und Bundesfinanzminister Olaf Scholz, der die
Schuldenbremse befürwortet.

8. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9244: Tragisches und Kurioses - 08.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schwerer Verkehrsunfall in Pinneberg

In Pinneberg (Schleswig-Holstein) ist am frühen Sonntagmorgen ein
vollbesetzter Kleinwagen in einer Linkskurve von der Straße
abgekommen und gegen einen Baum geprallt. Ein 19jähriger kam bei dem
Unfall im Stadtteil Eggerstedt ums Leben. Die anderen vier Insassen
im Alter von 17 bis 19 Jahren wurden mit schweren und zum Teil
lebensbedrohlichen Verletzungen in Krankenhäuser gebracht. Die
Unfallursache war zunächst unklar.

8. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8329: Aus Forschung und Technik - 08.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Raketenstarts in Taiyuan innerhalb weniger Stunden

China hat in weniger als sechs Stunden zwei Kuaizhou-1A-Trägerraketen
mit insgesamt sieben Satelliten vom Taiyuan Satellite Launch Center
in der nordchinesischen Provinz Shanxi gestartet. Das ist neuer
nationaler Rekord. Nach Informationen der Nachrichtenagentur Xinhua
wurde zunächst der neue Fernerkundungssatellit Jilin-1 Gaofen 02B auf
seine Umlaufbahn gebracht. Anschließend transportierte eine weitere
KZ-1A-Rakete sechs Kleinsatelliten in einen erdnahen Orbit. Die
Raumapparate sollen unter anderem die Notfallkommunikation verbessern
und für die Umweltüberwachung eingesetzt werden. Die
Feststoffträgerrakete KZ-1A wurde von einem Unternehmen der China
Aerospace Science and Industry Corporation für den Transport von
Mikrosatelliten in niedrige Umlaufbahnen entwickelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8343: Aus aller Welt - 08.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Island verbietet der Schiffahrt den Schweröleinsatz

Ab Januar dürfen in den Gewässern rund um Island keine Schiffe mehr
verkehren, welche mit dem besonders umweltschädlichen Schweröl
angetrieben werden, es sei denn, es kommen Abgasreinigungen zum
Einsatz. Nach Angaben des isländischen Umweltministeriums darf der
Treibstoff von Schiffsantrieben ohne Abgasaufbereitung höchsten 0,1
Prozent Schwefel enthalten. Bislang kann der Anteil bis auf 3,5
Prozent hochgehen. Ähnliche Vorschriften gibt es unter anderem für
die Fjorde Norwegens. Laut Umweltministerium in Reykjavík hat Island
eine der strengsten Schwerölvorschriften der Welt erlassen. Island
hat einen besonderen Schaden von der Schwerölverbrennung in seinen
Gewässern, weil sich der Ruß auf den Gletschern ablagert und deren
Abschmelzen beschleunigt.

8. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8298: Medizin und Gesundheitswesen - 08.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Kein Schulbesuch ohne Masernimpfschutz

Hildesheim macht ernst. Nachdem weitere Masernfälle im Landkreis
gemeldet wurden, werden laut Deutschem Ärzteblatt voraussichtlich 28
Schüler ohne ausreichenden Impfschutz ihre Schule vorerst nicht mehr
betreten dürfen. Das Verbot gilt bis zum 20. Dezember. Womöglich
könnte das gleiche Schicksal noch zwei Lehrkräfte ereilen. Bei ihnen
ist die Untersuchung noch nicht abgeschlossen. Weiterhin wird erneut
allen Besuchern eines Adventsbasars der Oberschule Söhlden geraten,
sich ärztlich untersuchen zu lassen. Bekanntlich treten drei Tage
nach einer Ansteckung erste Krankheitsanzeichen wie Husten, wässriger
Schnupfen oder Bindehautreizungen auf. Anschließend folgen die für
Masern typischen Hautflecken. Betroffenen wird geraten, vor einem
Arztbesuch die Praxis anzurufen, damit sich dort niemand infiziert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8331: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Iran und USA tauschen Gefangene aus

Der Iran und die USA haben jeweils einen Häftling ausreisen lassen.
Der Gefangenenaustausch kam unter Vermittlung der Schweiz zustande,
welche in der Islamischen Republik die USA vertritt. Der in Peking
geborene US-Bürger Wang war 2017 im Iran wegen Spionage zu zehn
Jahren Haft verurteilt worden. Der Doktorand der Universität von
Princeton war zu einem Forschungsaufenthalt in den Iran gereist, wo
er 2016 festgenommen wurde. In den USA kam der Stammzellforscher
Massud Soleimani frei. Er war im Oktober 2018 bei seiner Ankunft in
Chicago festgenommen worden. Iranischen Medien zufolge wurde dem
Professor der Tarbiat-Modares-Universität in Teheran vorgeworfen,
illegal Wachstumshormone in die USA eingeführt zu haben.

8. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8253: Sprache, Kunst und Medium - 08.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Erfurter Glasstein-Mosaik nach aufwendiger Restaurierung übergeben

Zu DDR-Zeiten erhielten viele Künstler Aufträge für Kunst an
Neubauten. Eines der zahlreichen Beispiele ist ein 30 Meter langes und
sieben Meter hohes, aus 68.000 verschiedenfarbigen Glassteinen
zusammengesetztes Bild, das der Spanier Josep Renau vor über 30 Jahren
für ein Eckhaus an Erfurts Moskauer Platz geschaffen hatte.

Im Gegensatz zu vielen anderen Kunstwerken, die mit dem Abriß der
Gebäude aus der Öffentlichkeit trotz Denkmalschutzes verschwanden, 
wurde das halbrunde Mosaik mit dem Titel "Die Beziehung des Menschen 
zu Natur und Technik" vor zehn Jahren demontiert, eingelagert und 
später in vierjähriger aufwendiger Arbeit von einem Team gereinigt und 
neu verklebt und verfugt. Da das ursprüngliche Kultur- und 
Freizeitzentrum nicht mehr existiert, weil bezeichnenderweise durch 
ein schlichtes eingeschossiges Einkaufszentrum ersetzt, wurde auch ein 
neues Gerüst als Halterung für die 210 Quadratmeter große Arbeit 
nötig.

Laut Deutschlandfunk Kultur wäre es ohne privates Engagement nicht
gelungen, die Mittel aufzubringen. Immerhin verdoppelten sich die
Kosten mit 800.000 Euro etwa um das Doppelte. Die Menschen, die in
dieser Plattenbauwüste leben, freuen sich offensichtlich aber über die
farbenfrohe Wand.

8. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8320: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Nordkorea erteilt Denuklearisierungsgesprächen mit den USA eine Absage

Die Regierung Nordkoreas hält derzeit keine ausführlichen
Denuklearisierungsgespräche mit den USA für erforderlich. Das
erklärte der Uno-Botschafter der Volksrepublik, Kim Song, am Samstag.
Washington fordert zwar einen nachhaltigen und substantiellen Dialog,
das hält der Botschafter aber für einen innenpolitisch motivierten
Trick. Am Sonntag meldete die staatliche nordkoreanische
Nachrichtenagentur KCNA die erfolgreiche Durchführung eines
strategisch bedeutsamen Tests auf dem Satelliten-Startgelände Sohae.
Einzelheiten wurden nicht genannt.

8. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8334: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Frieden schaffen mit Waffen hat noch nie funktioniert

Bundesaußenminister Maas hat auf dem dreitägigen SPD-Parteitag in
Berlin mit deutlichen Worten erklärt, daß sich mit militärischen
Mitteln kein Frieden schaffen läßt. Das habe noch nie funktioniert,
sagte Maas. Wir übernähmen Verantwortung, wenn es darum gehe, am
Verhandlungstisch Frieden zu sichern und nicht auf den
Schlachtfeldern dieser Welt. In dem Zusammenhang erinnerte der
Außenminister an den Minsker Friedensprozeß zum Konflikt in der
Ostukraine und die Verhandlungen über Libyen. Forderungen danach, daß
Deutschland international mehr militärische Verantwortung übernehmen
soll, kann Maas seinen Worten zufolge nicht mehr hören.

Die Sozialdemokraten haben sich gemeinsam für eine Lockerung der im
Grundgesetz verankerten Schuldenbremse, eine Wiedereinführung der
Vermögenssteuer und mehr Investitionen ins Bildungssystem
ausgesprochen. Außerdem sollten auf lange Sicht keine Kriegswaffen
aus Deutschland an Länder geliefert werden, die nicht zur EU oder
NATO gehören.

8. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8303: Tragisches und Kurioses - 08.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Unfälle mit E-Rollern werden 2020 zentral erfaßt

Weil die Polizeibehörden der Bundesländer keine einheitliche Datenbank
für die Registrierung von Unfällen mit E-Rollern führen, hat das
Statistische Bundesamt momentan darüber keine Übersicht.

Das soll sich laut ARD Tagesschau ab 1. Januar kommenden Jahres
ändern. Wegen der vielen Unfälle will die Behörde in Wiesbaden genaue
Zahlen. Bisher heißt es nur, daß es mit den kleinen flinken Geräten,
die entweder in besonders ausgewiesenen Zonen der Großstädte oder auf
den Straßen fahren sollen, viele Unfälle verursachen. Vor allem sind
es die Scooter-Fahrer, die dabei verletzt werden. Häufig fahren die
völlig ungeschützten Nutzer viel zu schnell. Gleichzeitig ignorieren
die meisten von ihnen die Mahnung, unbedingt einen Sturzhelm zu
tragen.

8. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8332: Arbeit, Soziales und Familie - 08.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Bauern zünden Mahnfeuer gegen Düngemittelverordnung an

Für Samstag hatte die Bauerninitiative "Land schafft Verbindung" zur
bundesweiten Entfachung von Mahnfeuern aufgerufen, um im Rahmen der
seit Wochen anhaltenden Protestwelle gegen das Agrarpaket der
Bundesregierung zu protestieren und zum Dialog darüber anzuregen. Die
Landwirte fordern faire Preise für ihre Produkte sowie ein
Mitspracherecht bei der Agrarpolitik. Die Feuer wurden vorzugsweise
in Sichtweite von Landstraßen und Autobahnen entzündet. Aus
Niedersachsen wurden zum Beispiel rund 250 Mahnfeuer gemeldet, aus
Schleswig-Holstein knapp 60.

Die Bundesregierung will den Bauern Obergrenzen beim Einsatz von
Stickstoffdünger und bei der Ausbringung von Gülle zur Auflage
machen, um die aus Brüssel verlangte Senkung der Nitratwerte im
Grundwasser hinzubekommen. Die geplante erneute Reform der
Düngemittelverordnung wird absehbar die Qualität und damit die Menge
des in Deutschland geernteten Brotweizens senken. Dänemark ist diesen
Weg bereits gegangen. Der ehemalige Exporteur von Brotweizen muß
diesen inzwischen einführen.

8. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8309: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Fischbestände in Gefahr

Der Sauerstoffverlust der Meere wird immer bedrohlicher. Wie aus
einem neuen Bericht der Weltnaturschutzunion (IUCN) hervorgeht, sind
weltweit in etwa 700 Meeresregionen die Fischbestände in großer
Gefahr. Neben der Klimaerwärmung, die die Weltmeere aufheizt, ist
hierfür dpa zufolge vor allem die Verschmutzung der Gewässer mit
Nährstoffen etwa aus Fischzuchten oder Düngemitteln aus der
Landwirtschaft verantwortlich. Insbesondere in Küstenregionen führt
beides zu einem starken Algenwachstum und in der Folge zu einem
erhöhten Sauerstoffverbrauch. Da sich in wärmeren Gewässern zudem
sauerstoffreiche und -arme Schichten weniger gut vermischen, wird der
Bereich mit genügend Sauerstoff für die Fischbestände immer kleiner.

8. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8320: Märkte und Finanzen - 08.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Pemex meldet Erdölfund im mexikanischen Bundesstaat Tabasco

Der staatliche mexikanische Energiekonzern Pemex gibt die Entdeckung
eines neuen Ölfelds bekannt. Auf dem Feld Quesqui im südöstlichen
Bundesstaat Tabasco könnten 500 Millionen Barrel Rohöl gefördert
werden. Ein Teil der Ressourcen ist bestätigt. Zur Zeit werden auf
dem 34 Quadratkilometer großen Feld 4500 Barrel am Tag gefördert.
Präsident Andrés Manuel Lopez Obrador hofft auf eine tägliche
Ausbeute von bis zu 110.000 Barrel in zwei Jahren. Gegenwärtig
produziert Mexiko insgesamt 1,7 Millionen Barrel pro Tag.

8. Dezember 2019
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WISSENSCHAFT/8332: Aus Forschung und Technik - 08.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Galaxy S11 bekommt 5000 mAh-Akku

Die Smartphones von heute verbrauchen soviel Energie, daß sie
mindestens einmal täglich aufgeladen werden müssen… und bei
intensivem Gebrauch reicht selbst das oftmals nicht. Dem will der
südkoreanische Hightech-Gigant Samsung offenbar Rechnung tragen. So
soll das neue Galaxy S11 einen echten Monster-Akku erhalten. Laut
giga.de soll er eine Kapazität von 5000 mAh haben. Inwieweit dadurch
die Laufzeit des Smartphones länger wird, muß sich aber noch zeigen.
Denn in dem Galaxy S11 soll ein 120-Hertz-Display verbaut sein, das
spürbar mehr Energie verbraucht als die 60-Hertz-Panel, die bisher
zum Einsatz kommen. Außerdem wird ein 5G-Modem vorhanden sein, das
ebenfalls mehr Energie verbraucht, wenn es das 5G-Netz nutzt, das in
Deutschland mehr oder weniger noch in den Startlöchern steckt.
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PRESSEKONFERENZ/1961: Regierungspressekonferenz vom 6. Dezember 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 6. Dezember 2019

Regierungspressekonferenz vom 6. Dezember 2019

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Gipfel im Normandie-Format in
Paris, Empfang der Präsidentin der Republik Singapur, Kabinettssitzung,
Empfang von Angehörigen von Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr sowie
von Polizistinnen und Polizisten im Auslandseinsatz, Europäischer Rat in
Brüssel), Entwurf eines Kohleausstiegsgesetzes, Fall Julian Assange,
militärisches Raketenprogramm des Irans, Entschädigungsforderungen des
Hauses Hohenzollern, Hackerangriffe auf BMW/Cyberspionage, Ausweisung
zweier russischer Diplomaten, Ausbau des 5G-Mobilfunknetzes


Sprecher: SRSin Demmer, Güttler (BMWi), Burger (AA), Grünewälder
(BMI), Krüger (BMJV)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Die Bundeskanzlerin wird am kommenden Montag, den 9.
Dezember, nach Paris reisen und dort am Gipfel im sogenannten
Normandie-Format teilnehmen. An dem Treffen werden neben der
Bundeskanzlerin die Staatspräsidenten Frankreichs, Russlands und der
Ukraine teilnehmen. Ab 15 Uhr sind zunächst bilaterale Gespräche geplant.
Nach jetzigem Stand wird die Bundeskanzlerin um 15 Uhr Präsident Putin zu
einem kurzen Vieraugengespräch, also zu einem bilateralen Gespräch,
treffen, und um 15.30 Uhr dann Präsident Selensky. Für 16 Uhr ist eine
Arbeitssitzung im Normandie-Format vorgesehen, für 19 Uhr eine gemeinsame
Pressekonferenz.

Als Ergebnis des Gipfeltreffens erhofft sich die Bundesregierung einen
neuen Impuls für den Friedensprozess und eine Verständigung auf nächste
Schritte.

Am Dienstag, den 10. Dezember, empfängt die Bundeskanzlerin um 9 Uhr die
Präsidentin der Republik Singapur, Halimah Yacob, zu einem Gespräch im
Bundeskanzleramt. Im Mittelpunkt des Gesprächs werden die engen bilateralen
Beziehungen zwischen Deutschland und Singapur stehen. Zudem wird es
sicherlich auch um Themen wie Wirtschaft und Handel sowie
regionalpolitische Entwicklungen in Asien gehen. Bei Ankunft von
Präsidentin Yacob im Bundeskanzleramt ist ein Bildtermin geplant.

Am Mittwoch, den 11. Dezember, tagt wie immer um 9.30 Uhr das Kabinett
unter Leitung der Bundeskanzlerin.

Ebenfalls am Mittwoch empfängt die Kanzlerin um 11 Uhr Angehörige von
Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr sowie von Polizistinnen und
Polizisten, die sich im Auslandseinsatz befinden, im Bundeskanzleramt zu
einem vorweihnachtlichen Gespräch. Wie schon in den Vorjahren möchte die
Bundeskanzlerin damit das Engagement der Frauen und Männer von Bundeswehr
und Polizei, die in internationalen Einsätzen Dienst leisten, besonders
würdigen. Die Einladung ist eine Geste des Dankes und der Verbundenheit mit
den Angehörigen, die gerade auch in der Weihnachtszeit auf ihre
Familienangehörigen verzichten müssen. Das Treffen ermöglicht der
Bundeskanzlerin zudem, in persönlichen Gesprächen Eindrücke über die
Belastungen der Familien durch die Trennung von ihren Angehörigen in den
Einsätzen zu bekommen.

An dem Empfang nehmen auch Bundesinnenminister Seehofer,
Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer und der stellvertretende
Generalinspekteur der Bundeswehr, Vizeadmiral Rühle, teil.

Danach wird die Bundeskanzlerin um 14 Uhr in einer Liveschalte mit
Soldatinnen und Soldaten sowie Polizistinnen und Polizisten in den
Einsatzgebieten selbst sprechen.

Am 12. und 13. Dezember treffen sich die Staats- und Regierungschefs der EU
in Brüssel zum Europäischen Rat. Dazu hat erstmals der neue Präsident des
Europäischen Rates, Charles Michel, eingeladen.

Der Gipfel startet wie üblich am Donnerstagnachmittag mit einem
Zusammentreffen der Mitglieder des Europäischen Rates und dem Präsidenten
des Europäischen Parlaments.

Inhaltlich werden vor allem mögliche Vorgaben des Europäischen Rates für
die Klimalangfriststrategie der EU im Fokus stehen. Zentrales Element ist
dabei das Ziel von Ratspräsident Michel, einen politischen Beschluss zur
Klimaneutralität in der EU bis 2050 herbeizuführen. Die Europäische
Kommission plant, am Tag vor dem Europäischen Rat eine sogenannte
Mitteilung, also ein Strategiepapier, zum europäischen Green Deal
vorzulegen.

Darüber hinaus wird über den mehrjährigen Finanzrahmen, also die
Finanzausstattung des EU-Haushaltes für den Zeitraum 2021 bis 2027 beraten.
Es geht darum, die Verhandlungen voranzutreiben, um rechtzeitig vor Ende
des derzeitigen Finanzrahmens zu einem Abschluss zu kommen. Hierzu hat die
finnische Ratspräsidentschaft eine Verhandlungsbox vorgelegt. Beim
Dezembergipfel wird allerdings noch keine abschließende Festlegung zu
erwarten sein.

Außerdem wird sich der Europäische Rat erstmals mit der Konferenz zur
Zukunft der EU befassen, die die neue Kommissionspräsidentin Ursula von der
Leyen vorgeschlagen hat. Hierbei sollen in einem zweijährigen Prozess
EU-Bürgerinnen und -Bürger, Zivilgesellschaft und europäische Institutionen
gemeinsam zur Zukunft der Europäischen Union beraten. Auch die nationalen
Parlamente werden dabei einbezogen.

Für Freitag hat EU-Ratspräsident Michel zu einem Eurogipfel eingeladen.

Ebenfalls am Freitag, das heißt unmittelbar nach der Unterhauswahl, findet
eine Sitzung der 27 Mitglieder des Europäischen Rates im sogenannten
Artikel-50-Format statt, also in der Brexitformation. Michel Barnier wird
dort über den Stand der Dinge berichten.

Im Anschluss ist am Freitag wie üblich eine Pressekonferenz der
Bundeskanzlerin geplant.

Um Ihnen die Vorbereitung auf den Gipfel zu erleichtern, bieten wir am
kommenden Mittwoch um 14.30 Uhr in diesem Saal das übliche Briefing zum
Europäischen Rat an.

Frage: Frau Demmer, gibt es Themen für das Treffen zwischen Merkel und
Putin?

Werden die Staats- und Regierungschefs auch das Thema der Ausweisung
russischer Diplomaten und der Ermittlung im Zusammenhang mit dem Mord in
Berlin erwähnen?

SRSin Demmer: Dazu hat sich die Kanzlerin selbst schon geäußert. Ich kann
den Gesprächen jetzt nicht vorgreifen, aber mit Sicherheit werden wichtige
Themen angesprochen werden. Die Kanzlerin hat, um sie zu zitieren, gesagt:
"Ich treffe den russischen Präsidenten nächste Woche. Ich werde Ihnen
berichten, ob und wie ich mich unterhalten habe."

Frage: Könnte die heutige Situation in Frankreich und Paris das Treffen
irgendwie verhindern?

SRSin Demmer: Ich habe Ihnen den Termin angekündigt. Er wird schon
stattfinden.

Frage: Wird es möglich sein, am Rande des Treffens im Normandie-Format auch
das Thema des Gasvertrages zwischen der Ukraine und Russland zu besprechen?
Ich weiß, dass es seitens der ukrainischen Regierung solche Vorschläge gab.

SRSin Demmer: Ich kann den Gesprächen jetzt, wie gesagt, nicht vorgreifen.
Das Themenspektrum, das ohnehin zu besprechen ist, ist natürlich breit.

Zur Einordnung möchte ich gern noch einmal sagen: Das letzte Gipfeltreffen
im Normandie-Format fand im Oktober 2016 in Berlin statt. Seit diesem
Treffen hat es auf verschiedenen Ebenen intensive Beratungen gegeben. In
den vergangenen drei Jahren ist es allerdings zunächst nicht gelungen, den
Friedensprozess in der Ukraine entscheidend voranzubringen. Im Jahr 2019
hat sich dann aber eine Dynamik ergeben. Wir haben jüngst vor Ort in der
Ostukraine konkrete Fortschritte erzielt. Bereits Anfang September fand ein
bilateraler Gefangenenaustausch zwischen der Ukraine und Russland statt.
Die vereinbarten Truppenentflechtungen konnte in drei Pilotgebieten,
Stanyzja Luhanska, Solote und Petriwske, abgeschlossen werden. Auch auf
humanitärer Ebene sind Fortschritte zu verzeichnen, etwa die
Wiedereröffnung der im Rahmen der bewaffneten Auseinandersetzungen
zerstörten Brücke über die Kontaktlinie bei Stanyzja Luhanska. Das alles
hat die Bundesregierung letztlich zu der Auffassung gebracht, dass diese
Entwicklungen in der Gesamtbetrachtung Grund dafür bieten, um jetzt auf
Ebene der Staats- und Regierungschefs ein Gespräch zu führen.

Frage: Meine Frage geht an das Wirtschaftsministerium. Wird das
Kohleausstiegsgesetz am Mittwoch Thema im Kabinett sein? Wird die strittige
Abstandsregelung im Zusammenhang mit der Windenergie mit dabei sein?

Güttler: Vielen Dank für die Frage. - Minister Altmaier hat den Entwurf des
Kohleausstiegsgesetzes fristgerecht im November vorgelegt. Wie Sie wissen,
befindet sich der Entwurf derzeit in der Ressortabstimmung. Wir arbeiten
mit Hochdruck an der Finalisierung. Zwischenstände kommentieren wir hier
wie üblich nicht.

Die Kabinettszeitplanung gibt wie immer das Bundespresseamt kurzfristig
bekannt.

SRSin Demmer: Ich möchte noch darauf hinweisen, dass die Kabinettsthemen in
der Staatssekretärsrunde am Montagabend festgelegt werden. Vorher geben wir
sie ohnehin nicht bekannt.

Frage (zum Fall Julian Assange): Ein Kleiner Nachklapp zur
Regierungspressekonferenz am 2. Dezember; es ging um ein Gespräch mit dem
UN-Sonderberichterstatter für Folter, Niels Melzer. Im Protokoll heißt es:
"Wir haben keinen Grund, am rechtstaatlichen Vorgehen der britischen Justiz

Hat die Bundesregierung mittlerweile Zeit gefunden, das aufgezeichnete
Fachgespräch "Medien unter Beschuss", das am 27. November 2019
stattgefunden hat - es war von der Linksfraktion -, zu sichten? Denn die
Beschreibungen, die Melzer dort zur Situation, zur Beschränkung des Zugangs
des Rechtsanwaltsteams und zu Computern gibt, geben natürlich schon
deutliche Hinweise darauf, dass es nicht ganz rechtsstaatlich zugehen kann.

Wie bewertet die Bundesregierung das? Wird man eine Möglichkeit finden, das
noch einmal gemeinsam mit den Briten zu thematisieren?

Burger: Die Haltung von Herrn Melzer zum Fall Assange und auch seine
Erkenntnisse sind uns gut bekannt. Wie Sie wissen, haben wir Herrn Melzer
am 26. November im Auswärtigen Amt zu einem Arbeitsbesuch empfangen. Im
Rahmen dieses Treffens gab es auch einen Austausch zum Fall Assange. Das
alles haben wir Ihnen hier schon berichtet.

Insofern kann ich dazu auf keine veränderte Position verweisen. Es bleibt
bei der Position, die wir Ihnen hier seit Monaten immer wieder vortragen.
Wir betreuen Herrn Assange nicht konsularisch. Er ist kein deutscher
Staatsangehöriger. Wir haben keinen Grund, am rechtsstaatlichen Vorgehen
der britischen Justiz zu zweifeln.

Zusatzfrage: Herr Assange mag kein deutscher Staatsbürger sein. Aber
deutsche Staatsbürger beziehungsweise deutsche Redaktionen waren, als sie
versuchten, über den Fall zu berichten, im Fokus von Überwachungsmaßnahmen
in der ecuadorianischen Botschaft. Wie stehen Sie dazu?

Burger: Dazu habe ich keine eigenen Erkenntnisse.

Zusatzfrage: Die Erkenntnisse dazu lieferte der "Panorama"-Bericht, der am
28. November öffentlich wurde. Reporter des NDR, die in der Botschaft
zugegen waren, wurden offensichtlich überwacht. Dazu wünsche ich mir eine
Stellungnahme der Bundesregierung.

Burger: Wie gesagt, habe ich dazu keine eigenen Erkenntnisse. Ich bin hier,
um Auskunft über das Handeln der deutschen Regierung zu geben. Nun stehen
Vorwürfe gegenüber einer anderen Regierung in Rede, und zwar aus einem
Kontext, zu dem ich, wie gesagt, keine eigenen Erkenntnisse habe.

Frage: Herr Burger, ich habe eine Frage zum iranischen Raketenprogramm.
Deutschland hat zusammen mit Frankreich und England einen Brief geschrieben
und an die Vereinten Nationen geschickt, wo das Thema thematisiert werden
soll. Warum jetzt, wo die Verhandlungen in einer so heiklen Phase sind?

Sehen Sie die Verhandlungen vor dem Scheitern, weil der Iran immer gesagt
hat, dass das Raketenprogramm seine rote Linie sei?

Burger: Der Brief der E3 an den Sicherheitsrat, auf den Sie anspielen,
befasst sich mit der Sorge der E3 mit Bezug auf das iranische
Raketenprogramm. Wie Sie bestimmt wissen, ist das Raketenprogramm nicht
Teil des Nuklearabkommens, um das es zum Beispiel bei dem Gespräch der
Joint Commission heute in Wien geht. Aber beides findet sich in Resolution
2231 des UN-Sicherheitsrates. Das Raketenprogramm ist im Annex B der
Resolution 2231 geregelt.

Das ist im Übrigen auch keine neue Position, sondern wir haben in der
Vergangenheit immer wieder unsere Sorge und unsere Auffassung zum Ausdruck
gebracht, dass insbesondere Irans Raketentest unvereinbar mit der
Resolution 2231 sind.

Sie wissen vielleicht, dass sich der UN-Sicherheitsrat regelmäßig, genauer
gesagt, halbjährlich, mit dem Stand der Umsetzung der Resolution 2231
befasst. Diese Befassung des Sicherheitsrats steht, meine ich, auch wieder
für die übernächste Woche in New York an. In diesem Kontext ist auch das
Schreiben zu betrachten.

Zusatzfrage: Sie haben angesprochen, dass das Raketenprogramm unabhängig
von dem Nuklearabkommen ist. Dennoch wird es auch die Gespräche
beeinflussen, was das Nuklearprogramm angeht, wenn Sie weiterhin Druck bei
dem Thema des Raketenprogramms machen.

Daher noch einmal die Frage: Warum jetzt, zu diesem Zeitpunkt, zu dem die
Nukleargespräche in einer so heiklen Phase sind? Denn der Iran hat diese
Themen ja nie unabhängig voneinander gesehen.

Burger: Den Hintergrund für den Zeitpunkt habe ich Ihnen ja gerade genannt:
Das ist die regelmäßige Befassung des Sicherheitsrats mit dieser Frage.
Unsere Sorge und unsere Auffassung, dass die iranischen Raketentests
unvereinbar mit der Resolution 2231 sind, sind nicht neu und sind
unverändert. Wir haben zuletzt beispielsweise auch in unserer New Yorker
Erklärung der E3-Staats- und -Regierungschefs vom 23. September
unterstrichen, dass auch für Irans Raketenprogramm eine langfristige
Regelung gefunden werden muss, und wir haben das auch in den 
EU-Ratsschlussfolgerungen vom Februar 2019 getan. Sie sehen also: Das ist ein
Thema, das uns dauerhaft beschäftigt und bei dem wir eine klare und
konsistente Haltung haben.

Frage: Das Schreiben der drei EU-Länder wird in einer Situation geschrieben
und an Herrn Guterres, den Generalsekretär der Vereinten Nationen,
geschickt, in der der Sonderbeauftragte der USA für den Iran, Brian Hook,
betont hat, dass das Raketenprogramm des Iran nicht Bestandteil der 
UN-Resolution ist. Weshalb schickt diese Dreiergruppe also so ein Schreiben an
Guterres, obwohl das gar nicht zu dieser Resolution dazugehört? Die
Europäer konnten ja unter dem Druck der USA kaum ihre Aufgaben wahrnehmen
und ihren Verpflichtungen in Bezug auf das Nuklearabkommen nachkommen. Ist
das insofern eventuell eine Reaktion auf diese Unfähigkeit der Europäer?

Burger: Das würde ich zurückweisen. Wir Europäer haben unsere
Verpflichtungen aus dem JCPOA vollumfänglich erfüllt und tun das bis heute
weiter.

Was der Hintergrund des Schreibens ist, auf das Sie sich beziehen, habe ich
Ihnen gerade dargestellt: Das ist Ausdruck der regelmäßigen Befassungen des
Sicherheitsrats mit der Umsetzung der Resolution 2231, in deren Annex B
Regelungen in Bezug auf das iranische Raketenprogramm getroffen sind. Wir
haben eine klare Haltung zu diesem Raketenprogramm: Wir sind der Meinung,
dass die Form, in der es derzeit betrieben wird, und insbesondere die
Raketentests nicht vereinbar sind mit Resolution 2231. Diese Haltung
bringen wir immer wieder in geeigneter Form und an geeigneter Stelle zum
Ausdruck, und so auch in diesem Brief.

Frage: Noch eine Frage zum JCPOA: Wenn ich Sie richtig verstanden habe,
wird das in zwei Wochen wieder Thema im UN-Sicherheitsrat sein. Vor ein
paar Wochen haben die E3 ja angedroht, diesen Streitschlichtungsmechanismus
in Kraft zu setzen. Gibt es inzwischen ein Einvernehmen, ob das auf dieser
in zwei Wochen anstehenden Sitzung losgeht?

Burger: Die Sitzung, die, glaube ich, für übernächste Woche zu erwarten
ist, ist die halbjährliche Sitzung, in der der UN-Sicherheitsrat die
Umsetzung der Resolution 2231 überprüft und darüber berät. Mit dieser
Resolution ist das JCPOA sozusagen völkerrechtlich in Kraft gesetzt worden.
Das ist aber institutionell trotzdem getrennt zu betrachten von den
Beratungen, die es im Kreis der JCPOA-Partner gibt und in denen auch eine
Aktivierung von Maßnahmen durch das JCPOA selbst zu beschließen wäre.

Ich kann Ihnen sagen: Heute trifft sich ja die Joint Commission als Organ
des JCPOA in Wien. Es ist so, dass sich diese Joint Commission ungefähr
viermal im Jahr trifft; das ist also eine reguläre Sitzung. Da erwarten wir
angesichts der zunehmenden Aushöhlung des JCPOA seitens Iran natürlich eine
intensive und kritische Diskussion mit Iran, und wir werden von unserer
Seite noch einmal deutlich unterstreichen, dass Iran die verschiedenen
JCPOA-Verletzungen vollständig zurücknehmen muss. Iran verletzt die
Nuklearvereinbarungen bereits seit Juli in zentralen Punkten, und das
können wir nicht mehr lange so hinnehmen.

Frage: Herr Burger, ab welchem Punkt wäre für Sie der JCPOA tot?

Burger: Ich habe ja gerade gesagt: Aus unserer Sicht verletzt Iran die
Nuklearvereinbarungen seit Juli in zentralen Punkten, und das ist aus
unserer Sicht so auf Dauer inakzeptabel.

Frage: An das Bundeskanzleramt: Aus dem Büro der Kulturstaatsministerin kam
ja ein Brief an das Finanzministerium in Brandenburg bezüglich der
Entschädigungsverhandlungen mit dem Haus Hohenzollern und dem Verfahren vor
dem Verwaltungsgericht in Potsdam. Da möchte ich zum einen fragen: Gibt es
aus Potsdam schon eine Antwort darauf? Zum anderen: Hält die
Bundesregierung weiter an dem Ziel einer gütlichen Einigung mit dem Haus
fest?

SRSin Demmer: Ich kann vielleicht noch einmal ausführen: Der
Verhandlungsführer der öffentlichen Hand, Ministerialdirektor Günther
Winands, Amtschef der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und
Medien, hat nach den letzten Gesprächen im Juli 2019 mitgeteilt, die
Gespräche zwischen dem Haus Hohenzollern und dem Bund sowie den Ländern
Berlin und Brandenburg als Träger der betroffenen Einrichtungen wurden
unter Beteiligung der Einrichtungsleiter in konstruktiver Atmosphäre
geführt, und sie werden in Kürze fortgesetzt. Die Positionen liegen
allerdings noch weit auseinander. Es bleibt aber weiterhin das gemeinsame
Ziel, eine einvernehmliche Lösung zeitnah herbeizuführen, um langwierige
juristische Auseinandersetzungen zu vermeiden. Mit dem Schreiben an die
Landesregierung bittet Winands um Stellungnahme, wie das Land Brandenburg
unter der neuen Landesregierung zum weiteren Vorgehen steht. Das ist der
Stand der Dinge.

Zusatzfrage: Es gibt noch keine Reaktion? Denn er hat ja gesagt: Wenn die
Brandenburger weiter darauf bestehen, das fortzuführen, werden die
Gespräche abgebrochen.

SRSin Demmer: Ich habe das heute nicht mehr abgefragt. Sollte es da
inzwischen etwas gegeben haben, würde ich das gegebenenfalls nachreichen.
Ich gehe zu diesem Zeitpunkt aber nicht davon aus.

Frage: Herr Burger, eine Frage zu Libyen: Können Sie uns schon sagen, wann
das nächste Libyen-Treffen in Berlin stattfindet?

Frau Demmer, noch einmal eine Verständnisfrage: Die Bundeskanzlerin hatte
gesagt, es werde im Februar noch einmal ein Treffen in einem Viererformat
geben. Geht es da schon um das Gipfeltreffen oder geht es da um das
Viererformat mit Erdogan, Johnson und Macron?

SRSin Demmer: Ich würde das so verstanden haben, wie sie es zuletzt gesagt
haben.

Burger: Wir haben ja in der Vergangenheit gesagt, dass wir diesen
Gesprächsprozess zu Libyen fortsetzen. Wir werden es im Interesse des
Erfolgs dieser Gespräche aber auch weiterhin so halten, dass wir die
einzelnen Termine nicht im Voraus ankündigen; vielmehr werden wir, wenn der
Termin stattgefunden hat, entsprechend darüber informieren. Es handelt sich
hier ja um Gespräche, die nicht auf politischer Ebene, sondern auf Ebene
hoher Beamter stattfinden.

Frage: Meine Fragen gehen wahrscheinlich am ehesten an das BMWi, das
Auswärtige Amt, das BMI und Frau Demmer. Es gibt ja heute eine
Berichterstattung über einen Hackerangriff von vietnamesischer Stelle - so
wird vermutet - in Richtung BMW, und das Bundesamt für Verfassungsschutz
hat heute vor Hackerangriffen von "WinNTI" gewarnt, die ja mit chinesischen
Stellen in Verbindung gebracht werden. Ist nach Ansicht der Ministerien und
der Bundesregierung die deutsche Wirtschaft und speziell die
Automobilindustrie ausreichend gerüstet für dieses Problem der
Cyberspionage? Gibt es da aus Ihrer Richtung noch einmal einen Appell, dass
die Unternehmen da mehr machen müssen?

Da es Verbindungen von diesen Hackergruppen in Richtung der jeweiligen
Staaten gibt - so wird es jedenfalls vermutet -: Ist das auch einmal auf
diplomatischer Ebene angesprochen worden oder ist beabsichtigt, das bei den
nächsten möglichen Konsultationen zu tun?

Burger: Es tut mir leid, ich muss für mein Haus die Antwort nachreichen,
sofern wir etwas dazu beizutragen haben.

Güttler: Ich kann für unser Haus berichten: Wir haben eine Initiative 
"IT-Sicherheit in der Wirtschaft", die Unternehmen darin unterstützt, sich
gegen kriminelle Angriffe zu wehren. Im Jahr 2019 bauen wir diese
Initiative deutlich aus. Das gilt zum einen in finanzieller Hinsicht: Die
jährliche Gesamtfördersumme wurde von zuvor 2 Millionen Euro auf 5
Millionen Euro aufgestockt; das ist eine Steigerung um 150 Prozent. Wir
haben des Weiteren die Förderung von Projekten ausgebaut, die insbesondere
auch KMU unterstützen, sich gegen Angriffe zu wehren. Wir werden außerdem
eine Transferstelle IT-Sicherheit in der Wirtschaft einrichten, die
Unterstützungsangebote, Informationen und Handlungsempfehlungen bündelt und
praxisnah aufbereitet - auch hier nicht zuletzt, um KMU konkrete
Handlungsempfehlungen an die Hand geben zu können.

Ich weiß nicht, ob das BMI sich noch als das für Internetkriminalität und
Wirtschaftsspionage zuständige Ministerium äußern möchte?

Grünewälder: Sehr gerne. - Das Thema Cybersicherheit in der Wirtschaft ist
auch für das Bundesinnenministerium ein ganz wichtiges Thema. Wie Sie
wissen, ist das BSI, das Bundesamt für die Sicherheit in der
Informationstechnik, ein Ansprechpartner auch für die Wirtschaft, den wir
mit dem IT-Sicherheitsgesetz 2.0, das gerade in der Ressortabstimmung ist,
noch weiter stärken wollen. Auch ansonsten sind wir hier im engen Gespräch
mit der Wirtschaft. Es gibt nächste Woche zusammen mit dem Bundesverband
der Deutschen Industrie den Tag der Sicherheit des BMI und des BDI. Dort
wird gerade auch das Thema Cybersicherheit in der Wirtschaft eine große
Rolle spielen. Das BMI hat zusammen mit dem BDI das Dachbündnis der
Initiative Wirtschaftsschutz gegründet, wo seit Jahren schon sehr
vertrauensvoll zusammengearbeitet wird und geschaut wird, wie gerade auch
Kleine und mittlere Unternehmen beim Thema IT-Sicherheit beziehungsweise
Cybersicherheit besser werden können. Das Thema steht also sehr im Fokus,
und es geht darum, das weiter zu verbessern. Im Entwurf des IT-Sicherheits
gesetzes 2.0 sind diverse Maßnahmen enthalten, mit denen wir hier weiter
vorangehen wollen.

Zusatzfrage: Wenn Sie sagen, dass Sie Ihren Fokus jetzt unter anderem auf
KMU ausrichten: Ist es nach Ihren Erkenntnissen ein Problem, das jetzt die
ganze Wirtschaft betrifft - in diesem konkreten Fall war ja BMW betroffen -
, oder haben Sie Erkenntnisse über einen Fokus auf die Autoindustrie? Kann
das BMWi das noch ergänzen?

Grünewälder: Unser Fokus liegt natürlich nicht nur auf Kleinen und
mittleren Unternehmen, sondern das betrifft die ganze Wirtschaft. Im Fokus
derjenigen, die diese Cyberangriffe unternehmen, stehen vor allem auch
große Unternehmen. Aber die großen Unternehmen sind oft schon sehr gut
gerüstet, was den Kampf gegen Cyberangriffe angeht. Handlungserfordernisse
gibt es vor allem bei Kleinen und mittleren Unternehmen, bei denen dieses
Thema vielleicht noch nicht so im Fokus steht. Es betrifft aber die ganze
Wirtschaft. Das sehen Sie auch daran, dass wir mit dem BDI
zusammenarbeiten. Es ist also ein Thema für die gesamte Wirtschaft.

Frage: Entschuldigung, aber ich muss noch einmal auf die Ausweisung von
Mitarbeitern der russischen Botschaft zurückkommen. Das passiert ja zum
Glück nicht jeden Tag.

Frau Demmer, die Bundeskanzlerin hat gesagt, dass die Bundesregierung diese
Maßnahme vorgenommen hat, weil Russland nicht ausreichend bei den
Ermittlungen mitgewirkt hat. Können Sie oder Herr Burger sagen, wann und
auf welche Weise man bei der Russischen Föderation um Hilfe oder
Unterstützung bei diesen Ermittlungen gebeten hat?

Burger: In der Pressemitteilung, die wir dazu am Mittwoch herausgegeben
haben, findet sich unter anderem der Verweis auf ein Gespräch im
Auswärtigen Amt zwischen Staatssekretär Michaelis und Botschafter
Netschajew am 20. November 2019. Das war aber nicht die erste Gelegenheit,
bei der das vonseiten der Bundesregierung an die russischen Behörden
herangetragen wurde.

Zusatzfrage: Es gibt zwischen den Justizministerien doch eine Prozedur, die
sich auf das Ersuchen von rechtlicher Hilfe bezieht. Ist man diesen Weg
auch gegangen? Vielleicht kann die Kollegin aus dem Bundesjustizministerium
sagen, ob sich das deutsche Bundesjustizministerium an das russische
Justizministerium wegen der Unterstützung bei diesen Ermittlungen gewandt
hat.

Krüger: Vielen Dank. - Ich möchte Sie bitten, all diese Fragen, die rund um
das Ermittlungsverfahren auftreten, das der Generalbundesanwalt am Mittwoch
übernommen hat, an diesen zu richten.

SRSin Demmer: Ich kann für die Bundesregierung nur noch einmal bekräftigen,
dass eine ernsthafte und unverzügliche Mitwirkung der russischen Behörden
aus Sicht der Bundesregierung natürlich weiterhin umso dringender vor dem
Hintergrund geboten ist, dass am 4. Dezember der Generalbundesanwalt die
Ermittlungen in diesem Fall mit der Begründung übernommen hat, dass
zureichende tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass also ein
Anfangsverdacht gegeben ist, dass die Tötung entweder im Auftrag von
staatlichen Stellen der Russischen Föderation oder solchen der Autonomen
Tschetschenischen Republik als Teil der Russischen Föderation erfolgt ist.

Zusatzfrage: Herr Burger, gab es schon ein Treffen des deutschen
Botschafters in Moskau im Auswärtigen Amt wegen der "Vergeltungsmaßnahmen",
die Russland wegen der Ausweisung von russischen Mitarbeitern der Botschaft
angekündigt hat?

Burger: Stand heute Morgen ist mir das nicht bekannt.

Frage: Ich habe eine Frage zum Ausbau des 5G-Netzes. Die Deutsche Telekom
hat angekündigt, erst einmal keine neuen Verträge zur Ausrüstung der
Infrastruktur zu unterzeichnen. Mich würde vonseiten des BMI interessieren,
wie der Stand des Sicherheitskatalogs ist, der sich im Moment in der
Abstimmung befindet. Die Stellungnahmen konnten, glaube ich, bis Mitte
November eingereicht werden.

Eine Frage an das BMVI: Sehen Sie dadurch, dass der 5G-Netzausbau vonseiten
der Telekom vorerst gestoppt ist, die Gefahr einer Verzögerung, dass
Deutschland beim Ausbau dieser Zukunftstechnologie weiter zurückbleibt?

Grünewälder: Die Erarbeitung des Sicherheitskatalogs nach § 109
Telekommunikationsgesetz befindet sich nach meinen Informationen auf der
Zielgeraden. Federführend ist allerdings die Bundesnetzagentur. Sie müssten
dort nachfragen beziehungsweise das BMWi weiß das wahrscheinlich. Wir
befinden uns unmittelbar vor Abschluss der Arbeiten. Sie werden informiert,
sobald das der Fall ist.

Güttler: Die Bundesnetzagentur hat im Oktober den endgültigen Entwurf des
zukünftigen Katalogs der Sicherheitsanforderungen nach § 109 TKG
veröffentlicht. Dieser ist, wie gesagt, auf der Website der
Bundesnetzagentur abrufbar.

Stellungnahmen hierzu konnten bis zum 22. November abgegeben werden. Diese
Stellungnahmen werden jetzt ausgewertet, und danach wird der Katalog zügig
in Kraft gesetzt.

Freitag, 6. Dezember 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 6. Dezember 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-6-dezember-2019-1704554
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NAHOST/1693: Iran - Druck von allen Seiten ... (SB)


Iran - Druck von allen Seiten ...



Noch im September stand der Iran in der Konfrontation mit den USA und
Israel recht gut da. Die im Mai 2018 erneut verhängten
Wirtschaftssanktionen der USA waren zwar schmerzhaft, aber scheinbar
auszuhalten. Im Gegenzug hatte Teheran den Austritt Washingtons aus
dem Atomabkommen aus dem Jahr 2015 mit der Reaktivierung bestimmter
Teile seines Nuklearprogramms beantwortet. Am 14. September wurden die
zwei wichtigsten Raffinerien Saudi-Arabiens am Persischen Golf mittels
eines spektakulären Drohnen- und Raketenangriffs entweder der
iranischen Streitkräfte selbst oder der mit Teheran verbündeten
schiitischen Huthis im Jemen schwer beschädigt. Die iranische Führung
fühlte sich so stark, daß Präsident Hassan Rohani auf Anweisung des
geistlichen Oberhaupts Ajatollah Ali Khamenei eine von Emmanuel Macron
vorgebahnte "zufällige" Begegnung mit Donald Trump am Rande der
UN-Generalversammlung in New York ausschlagen konnte. Der Verzicht auf
die Gelegenheit, wie dürftig und oberflächlich auch immer, zu einer
Aussprache mit dem amtierenden amerikanischen Präsidenten zu gelangen,
könnte die Iraner noch sehr teuer zu stehen kommen. Denn seitdem hat
sich die geostrategische Position der Islamischen Republik dramatisch
verschlechtert.

Anfang Oktober brachen in Bagdad und im schiitischen Südirak große
Massenproteste gegen Arbeitslosigkeit, Mißwirtschaft und Korruption
aus. Im Mittelpunkt der Kritik standen jene schiitischen Politiker und
Parteien, die seit dem gewaltsamen Sturz Saddam Husseins 2003 den Irak
mehr schlecht als recht regieren und sich stets auf die Unterstützung
Teherans verlassen konnten. Obwohl der Ölexport dem Irak rund sieben
Milliarden Dollar monatlich in die Staatskasse spült, kommt davon bei
der Bevölkerung zu wenig an. Statt dessen wird im großen Stil der
Klientelismus - sei er schiitisch, sunnitisch oder kurdisch -
subventioniert. Der konfessionell-ethnische Verteilungsschlüssel, ein
Ergebnis jener Verfassung, welche 2006 die US-Besatzungsmacht dem Irak
aufoktroyierte, blockiert jeden politischen und wirtschaftlichen
Fortschritt und sollte deshalb nach Meinung der meisten Bürger
abgeschafft werden.

Als die Massen mit dieser Forderung in Bagdad und im schiitischen
Süden auf die Straße gingen - im sunnitischen Westen und Norden sind
die Menschen mit den Folgen der nicht gänzlich abgeflauten Bekämpfung
der "Terrormiliz" Islamischer Staat (IS) befaßt - kam es zu einem
Blutvergießen. Ob tatsächlich ausländische Scharfschützen etwa der CIA
die Eskalation verursachten, ist unklar. Fest steht, daß die
Überreaktion der staatlichen Streitkräfte und der schiitischen Milizen
die Zentralregierung in Bagdad schwer in Mißkredit gebracht hat. Für
die zahlreichen Opfer, die mit automatischen Waffen niedergemäht
worden waren, wird auch Qassem Soleimani, der mächtige Chef der
Al-Quds-Einheit der iranischen Revolutionsgarden verantwortlich
gemacht, der seit Jahren die militärische Zusammenarbeit Teherans mit
dem Verteidigungsministerium in Bagdad sowie mit den schiitischen
Milizen koordiniert. Soleimani hatte gleich zu Beginn die USA und
Israel hinter den Unruhen ausgemacht und deshalb zu einer Politik der
harten Hand geraten.

Das katastrophale Ergebnis beschrieb Patrick Cockburn, der langjährige
Nahost-Korrespondent der Londoner Tageszeitung Independent, am 29.
November wie folgt: "Die Iraner und ihre irakischen Verbündeten haben
in den letzten acht Wochen der Verbindung zwischen den beiden Staaten
mehr geschadet als es Washington und Riad im Zuge ihrer jahrelangen
Bemühungen vermochten." Zu diesem Zeitpunkt lag die Zahl der Toten bei
mehr als 400, der Verletzten bei über 2000 und der Festgenommenen bei
mehr als 7000. Die Demonstranten hatten in ihrer Wut das iranische
Konsulat in Nadschaf niedergebrannt. Bei allen Protesten war der Ruf
nach einem Ende der iranischen Einmischung in die irakische
Innenpolitik unüberhörbar.

Nachdem Ende November an einem einzigen Tag 45 Demonstranten in der
Stadt Nasirija erschossen worden waren, trat Premierminister Adel
Abdul Mahdi endlich zurück. Wochenlang hatte der einstige
"Radikalprediger" Muktada Al Sadr, dessen Anhänger zusammen mit den
Kommunisten im Bagdader Parlament die größte Fraktion bilden,
vergeblich die Ablösung des ganzen Kabinetts gefordert. Die Position
Mahdis, dem Soleimani den Rücken stärkte, war schließlich nach dem
Massaker in Nasirija unhaltbar geworden. Ali Sistani, der höchste
schiitische Würdenträger des Iraks, forderte Konsequenzen und
unterstrich damit indirekt zugleich die Souveränität des Iraks.

Dessen ungeachtet sollen laut einem Bericht der Nachrichtenagentur
Agence France Presse vom 3. Dezember hinter den Kulissen in Bagdad
Soleimani und Mohammad Kawtharani, der Vertreter der libanesischen
Hisb Allah in der irakischen Hauptstadt, fieberhaft nach einem
Nachfolger für Abdul Mahdi suchen. Insistiert Teheran auf seinen
bislang dominanten Einfluß in der irakischen Innenpolitik, scheint der
Bürgerkrieg unter Iraks Schiiten vorprogrammiert. Kommt es dazu, wäre
es den USA gelungen, dem Iran im Irak sein eigenes Vietnam zu
bescheren. Den letzten Meldungen zufolge versuchen die pro-iranischen
Milizionäre, die Protestwelle durch ihre Beteiligung an den
Aufmärschen zu ersticken bzw. in eine weniger teheran-feindliche
Richtung zu lenken. Ganz funktioniert hat das nicht. Bei einer großen
Demonstration auf dem Tahrir-Platz in Bagdad am 5. Dezember wurden
mindestens 15 Menschen erstochen, was ein Indiz für die aufgeladene
Stimmung ist.

Gleichzeitig sieht sich die Führung in Teheran im Innern mit den
schwersten Unruhen seit der Gründung der Islamischen Republik
konfrontiert. Auslöser war eine Verdopplung des Benzinpreises, welche
die Rohani-Regierung unter Verweis auf die fiskalische Notlage des
Staates am 15. November verfügte. Daraufhin kam es im ganzen Land zu
Ausschreitungen. Laut Innenminister Rahman Fazli wurden 731 Banken,
140 öffentliche Gebäude, 70 Tankstellen, 307 Privatfahrzeuge, 183
Polizeiautos, 1.076 Motorräder und 34 Krankenwagen schwer beschädigt
oder ganz zerstört. Um der ausufernden Gewaltwelle Herr zu werden,
gingen die staatlichen Sicherheitskräfte massiv gegen die Protestierer
vor und erschossen mindestens 200 von ihnen. Auch hier vermutet
Teheran ausländische Kräfte am Werk und hat deshalb fünf Tage lang das
iranische Internet lahmgelegt, um den Nachrichtenaustausch der
Unruhestifter zu verhindern und die internationale Verbreitung
negativer Bilder zu blockieren.

Bestätigung für den Verdacht Teherans, die CIA habe die Protestwelle
wenn nicht ausgelöst, so doch zusätzlich angeheizt, kam am 5. Dezember
von Brian Hook, dem Iran-Beauftragten der Trump-Regierung. Auf einer
Pressekonferenz in der US-Hauptstadt beklagte Hook einerseits, das
"Mullah-Regime" habe mehr als 1000 Demonstranten ermorden lassen, doch
äußerte er sich andererseits "sehr zufrieden" mit dem bisherigen
Verlauf der Proteste. Bei dieser Gelegenheit brüstete sich Hook damit,
die USA hätten bereits im Vorfeld Tausende Oppositionelle im Iran mit
bestimmten "Technologien" ausgestattet, um eine bessere Koordination
ihrer umstürzlerischen Aktivitäten zu gewährleisten. Einen Tag zuvor
hatten sich im portugiesischen Lissabon US-Außenminister Mike Pompeo
und der israelische Premierminister Benjamin Netanjahu getroffen.
Hauptthema der Begegnung war der Iran. Vor der Presse meinte Netanjahu
lächelnd, das "Regime" in Teheran "schwanke", die USA und Israel
sollten gemeinsam das Schwanken "verstärken".

Entsprechende Maßnahmen werden bereits ergriffen bzw. vorbereitet. Am
5. Dezember meldete das Wall Street Journal, das Pentagon erwäge die
Entsendung von 14.000 zusätzlichen Soldaten, dazu Kampfjets und
Kriegsschiffen, an den Persischen Golf. Am selben Tag bezichtigten
Deutschland, Frankreich und Großbritannien in einem Schreiben den Iran
bei den Vereinten Nationen in New York, ballistische Raketen zu
testen, die sich als Träger von Nuklearsprengköpfen eigneten. Damit
haben die EU-3 ihre vermeintliche Vermittlerrolle im Atomstreit
zwischen Teheran und Washington endgültig aufgegeben. Das gemeinsame
diplomatische Vorgehen von Berlin, London und Paris gegen Teheran
geschah nur zwei Tage, nachdem israelische Stellen behauptet hatten,
die Iraner würden in größerer Zahl ballistische Raketen im Irak
bunkern, um im Kriegsfall vom Westen des Zweistromlands aus Israel
treffen zu können. Die Unruhen im Irak und im Iran sind offenbar
lediglich die sichtbarsten Anzeichen einer äußerst gefährlichen
Eskalation, die demnächst in einen offenen Krieg übergehen könnte.

8. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





TREFF/224: Bochum - zum "Tag der Menschenrechte - im Fokus: Flucht und Behinderung", 10.12.2019


Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe

EvH-Veranstaltung zum "Tag der Menschenrechte - im Fokus: Flucht und
Behinderung"



Anlässlich des Internationalen Tags der Menschenrechte lädt die EvH RWL am
Dienstag, 10. Dezember 2019, von 10 bis 14 Uhr zu einer Veranstaltung mit
Vorträgen, Lesung und einer Ausstellung ein. Interessierte innerhalb und
außerhalb der Hochschule sind herzlich willkommen!

Für viele Menschen, die im Sozial- und Gesundheitswesen arbeiten, sind die
Menschenrechte handlungsleitende Orientierungspunkte. Insbesondere
vulnerable Gruppen - so auch Menschen mit Behinderungen und Geflüchtete -
sind häufig von Menschenrechtsverletzungen betroffen. Unter dem Titel "Tag
der Menschenrechte - Im Fokus: Flucht und Behinderung" widmet sich die EvH
RWL diesem Thema mit wissenschaftlichen und künstlerischen Zugängen.

Den wissenschaftlichen Teil bestreiten Professor_innen und
Wissenschaftler_innen der EvH RWL sowie eine Wissenschaftlerin aus
Simbabwe, die eine außereuropäische Perspektive auf das Thema
Menschenrechte einnimmt. Die Themen reichen von "Menschenrechte und
Behinderung" und "Behinderung und Migration" bis hin zu "Abweichende
Überlegungen anlässlich des Tags der Menschenrechte: 'Europa' und seine
Flüchtlinge".

Ergänzt wird die Veranstaltung durch eine Lesung von Autor_innen der
Zeitschrift "Neu in Deutschland", bei der Geflüchtete ihre eigenen Texte
zum Themenbereich vortragen. In der Pause gibt es Gelegenheit zum
fachlichen und persönlichen Austausch.

Mit der Veranstaltung eröffnet die EvH RWL auch die Wanderausstellung
"Menschen und Rechte sind unteilbar - Informationen zum Thema
Menschenrechte in Europa" von ProAsyl. Die Ausstellung wird an der EvH RWL
bis zum 28. Februar 2020 zu sehen sein. Die Teilnahme an der
Veranstaltung ist kostenlos. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Ort: Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe, Immanuel-Kant-Str.
18-20, 44803 Bochum, Aula und Foyer


Weitere Informationen unter:

https://www.evh-bochum.de/artikel/evh-veranstaltung-zum-tag-der-menschenrechte.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1045

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe, 19.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/2373: Bad Homburg - Der neue Antisemitismus, 10.12.2019


Goethe-Universität Frankfurt am Main

Der neue Antisemitismus

am Dienstag, 10. Dezember, um 19 Uhr

im Forschungskolleg

(Am Wingertsberg 4, 61348 Bad Homburg vor der Höhe)



Die amerikanische Holocaustforscherin Prof. Deborah Lipstadt spricht im
Forschungskolleg Humanwissenschaften der Goethe-Universität über den
Wiederaufstieg des Judenhasses in Europa, den USA und im Nahen Osten.

FRANKFURT. Nicht allein in Deutschland, sondern weltweit häufen sich in
jüngster Zeit Fälle antisemitisch motivierter Diskriminierung und Gewalt,
deren ideologische Grundlagen vielfältig und komplex sind. In ihrem 2018
in deutscher Sprache im Berlin Verlag erschienenen Buch "Der neue
Antisemitismus" spürt die renommierte amerikanische Historikerin und
Holocaustforscherin Deborah Lipstadt den Ausdrucksformen dieses
erschreckend virulenten Hasses in Europa, den USA und im Nahen Osten nach
und erklärt die Ursachen seines Wiederaufstiegs auch jenseits
rechtsradikaler und islamistischer Milieus. Sie zeigt auf, was Juden und
Nichtjuden wissen müssen, um dem neuen Antisemitismus etwas entgegensetzen
zu können, und warnt vor den universalen Folgen eines Hasses, der sich
rasant ausbreitet. "Juden sind so etwas wie der Gradmesser der
Gesellschaft. Wer sie angreift, greift alle demokratischen und
multikulturellen Werte an", so Lipstadt.

Zum Vortrag von Deborah Lipstadt über "Contemporary Antisemitism. Old Text
in a New Binding" mit anschließender Diskussion lädt das Forschungskolleg
Humanwissenschaften

Am Dienstag, 10. Dezember, um 19 Uhr

ins Forschungskolleg

(Am Wingertsberg 4, 61348 Bad Homburg vor der Höhe)

ein. Der Vortrag findet in englischer Sprache statt.

Deborah Lipstadt ist Professorin für Moderne Jüdische Geschichte und
Holocaust-Studien an der Emory University in Atlanta (USA). Ihre
Forschungen sind immer wieder auf ein großes öffentliches und politisches
Interesse gestoßen. Internationale Aufmerksamkeit erlangte ihre Geschichte
der Holocaustleugnung (auf Deutsch unter dem Titel "Leugnen des Holocaust.
Rechtsextremismus mit Methode" 1996 in Hamburg erschienen): Der britische
Holocaustleugner David Irving verklagte Lipstadt wegen der ihn
betreffenden Aussagen vor einem Londoner Gericht. Im Urteil stellten die
Richter fest, dass Irving die historischen Fakten systematisch
manipulierte, und es gab Lipstadt in allen wesentlichen Punkten Recht. Im
Mai 2018 wurde Deborah Lipstadt mit dem Carl-von-Ossietzky-Preis für
Zeitgeschichte und Politik der Stadt Oldenburg ausgezeichnet.

Die Einführung in den Vortrag übernimmt Prof. Christian Wiese, Inhaber der
Martin Buber-Professur für jüdische Religionsphilosophie an der
Goethe-Universität und Sprecher des LOEWE-Schwerpunktes "Religiöse
Positionierung. Modalitäten und Konstellationen in jüdischen, christlichen
und islamischen Kontexten". Seit 2018 ist er zudem Mitglied im
Wissenschaftlichen Direktorium des Forschungskollegs Humanwissenschaften.

Weiterer Vortragstermin:

Im Rahmen der von der Martin Buber-Professur für jüdische
Religionsphilosophie veranstalteten Ringvorlesung "Religiöse Konflikte -
Religion und Konflikt - Religion und Gewalt" wird Deborah Lisptadt bereits
am Montag, 9. Dezember, um 18 Uhr auf dem Campus Westend der
Goethe-Universität sprechen (Hörsaalzentrum 13).

Anmeldung:

Für die Veranstaltung am 10. Dezember in Bad Homburg wird um vorherige
Anmeldung unter info@forschungskolleg-humanwissenschaften.de gebeten.
Für den Vortrag am 9. Dezember auf dem Campus Westend ist keine Anmeldung
erforderlich.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 06.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/07113: Can he play chess? (SB)


Als in den Vereinigten Staaten 1960 eine neue Präsidentenwahl anstand,
wurde die Frage nach dem geeigneten Mann mit besonderer Schärfe
geführt. Der Konflikt mit der Sowjetunion drohte in eine eskalierende
Phase einzutreten. Der oberste Mann der Regierung mußte also jemand
sein, bei dem Besonnenheit und Standvermögen sich die Waage hielten.
Der politische Beobachter Walter Lippmann veröffentlichte in der
'Chicago Sun-Times' daher am 5. Juni einen Artikel, den er
bezeichnenderweise mit dem Titel 'Can he play chess?' versah. Seiner
Meinung zufolge mußte der neue Mann im Weißen Haus mit der Denkweise
der Russen vertraut sein, und das bedeutete für ihn, daß nur gewählt
werden dürfte, wer auch im Schachspiel bewandert war. Nur so könnte
man nämlich, die Pläne und Strategien der Russen erkennen und danach
handeln. Für Lippmann war es ganz klar. Der oberste Staatsmann in
dieser kritischen Situation müsse ein Schachspieler sein, um auf der
weltpolitischen Bühne wie auf einem Schachbrett Zug um Zug die Manöver
der russischen Gegenseite sachgerecht beantworten zu können. Es sei
einmal dahingestellt, ob Lippmanns Meinung über die erforderlichen
Schachkünste eines Präsidenten der Wirklichkeit gerecht werden, zumal
die Regeln im Schachspiel mit politischem Kalkül nicht zwangsläufig
verwandt sind. Interessant ist jedoch, daß er die russischen Politiker
und Militärstrategen aufs engste verwoben sah mit deren liebster
nationaler Freizeitbeschäftigung. Im umgekehrten Sinne hätten die
Russen im Kreml einen Mann auf die Spitze setzen müssen, der sich auf
das American Football verstand. Nun, im heutigen Rätsel der Sphinx aus
eben jenem Wahljahr standen die Aktien auf weniger spekulativem Boden.
Weiß durfte sich lediglich auf die verhängnisvolle Kombination 1.Sg5-
f7+? Dh5xf7 2.De7xf7 Tc8-c1# nicht einlassen. Mit welchem anderen Zug
beendete Weiß die Partie indes auf einem Schlag, Wanderer?
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Sokolski - Lukin

Fernpartie 1960


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Mit 1.Dh6-h5! stellte Weiß die Doppeldrohung 2.Se7xc8 und 2.Lg5-h6
auf. Verteidigung war nicht mehr möglich, zum Beispiel 1...Le6-f7
2.Dh5-h4 oder 1...Dg7xe7 2.Dh5-h8+ Le6-g8 3.Lg5xe7+ Kf8xe7 4.Dh8xe5+
bzw. 1...Tc8-c7 2.Lg5-h6 Dg7xh6+ 3.Dh5xh6+ Kf8xe7 4.Sc3-d5+ Le6xd5
5.e4xd5. Blieb also noch 1...Tf1-f6 2.Se7xc8 Tf6-g6 3.Dh5-f3+ Kf8-e8
4.Sc8-d6+ Ke8-d7 5.Sd6-f5 Le6xf5 6.Df3xf5 Kd7-d6 7.h3-h4 und Schwarz
gab auf. Der Springer wandert nach d5 und stellt unparierbare
Drohungen auf.
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